


Von Tilmann P. Gangloff | Als im Juli rauskam, dass
in den Abstimmungsergebnissen für „Deutschlands
Beste!” herumgepfuscht worden war, hatte man
beim ZDF nur einen Wunsch: dass möglichst rasch
eine neue Sau durchs Dorf getrieben werde. So kam
es auch, aber anders, als erhofft: Mehrere ARD-An-
stalten mussten einräumen, dass auch sie bei ihren
„Ranking-Shows” manipuliert hatten. Allerdings
fragt man sich, was der größere Skandal ist: dass der
NDR in jeder sechsten Sendung gemogelt hat; oder
dass er seit 2011 in seinem dritten Programm sage
und schreibe 212 Shows dieser Art ausgestrahlt hat.
Beim WDR fällt das Missverhältnis immerhin etwas
kleiner aus, hier ist „nur” jede zehnte Hitliste ver -
ändert worden. 

Die Gründe, mit denen der NDR sein Vorgehen recht-
fertigt, lassen sich sogar nachvollziehen: Mal waren
rechtliche Fragen beim Material nicht geklärt, mal
hatte man von der einen Gartenanlage einfach schö-
nere Aufnahmen als von der anderen. Mitunter hat-
ten auch Fan-Clubs offenkundig die Abstimmungs-
ergebnisse verfälscht. Eine ähnliche Korrektur hat
das ZDF 2007 vorgenommen, als die Rechtsrock-Band
„Böhse Onkelz” bei einer Online-Abstimmung auf
Platz eins gelandet war. Aus den Erklärungen lässt
sich allerdings auch ablesen, warum dieses Genre 
bei den Sendern so beliebt ist: Alle Anstalten stehen
unter  einem enormen Spardruck, und da die ver-
wendeten Aufnahmen aus den eigenen Archiven
stammen, sind die Ranking-Shows, mit denen sämt-
liche „Dritten” ihre Sendestrecken füllen, ungleich
preiswerter als Neuproduktionen. Deshalb kommt
auch keiner der Fernsehdirektoren auf die Idee, den
Unfug der Einfachheit halber komplett abzuschaf-
fen. Zwar deuten schon die inflationär verwendeten
Superlative (die schönsten, beliebtesten, verrücktes-
ten, bewegendsten, spannend sten etc.) an, wie über-
schaubar der Informationsgehalt ist, aber aus Sender-
sicht ist das Preis-/Leistungs-Verhältnis schlicht 
exzellent, ganz gleich, ob es um Schlösser, Parks, 
Komiker oder Weihnachtslieder geht.

In den Führungsetagen der Sender ist man übrigens
überzeugt, die Zuschauer wüssten sehr genau zwischen
Show und Politik zu differenzieren, weshalb sich 
der Glaubwürdigkeitsverlust in Grenzen halte. Das
könnte sich als frommer Wunsch erweisen, wenn’s
bei der nächsten Sonntagsfrage im „Politbarometer”
des ZDF ungewöhnliche Antworten geben sollte. 
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Der Gesetzgeber ist gefordert – mitunter ein umstrit-
tener Ruf nach mehr Regulierung, die wiederum
häufig notwendig ist. Nehmen wir das Google-Urteil
des Europäischen Gerichtshofes zum „Recht auf Ver-
gessen”. Danach muss der Suchmaschinenbetreiber
auf Antrag persönliche, inkriminierte Daten löschen.
Dafür wurden ihm von Seiten des Gerichts nur
 wenige Kriterien an die Hand gegeben, und er allein
entscheidet. Was häufig hinten runter fällt, ist die
Meinungs- und Pressefreiheit – ein Grundrecht
ebenso wie das allgemeine Persönlichkeitsrecht, dem
die Richter den scheinbar absoluten Vorrang einge-
räumt haben. Hier sollte nachjustiert werden. Nun
gibt es den Vorschlag der Bundesregierung, zügig eine
Schlichtungsstelle für Löschanträge einzurichten.
(Kolumne S. 6/7)

Wie langwierig Gesetzvorhaben sein können und
wie kompliziert es zuweilen ist, sie zu einem prakti-
kablen, wirkungsvollen Ergebnis zu führen, zeigt die
Novellierung des Jugendmedienschutz-Staatsvertra-
ges in Deutschland. Nach dem Fiasko von 2010 gibt
es derzeit einen weiteren Versuch, den Jugendme-
dienschutz zu modernisieren, ihn der digitalen Welt
anzupassen. Kein leichtes Unterfangen vor dem Hin-
tergrund, „dass sich das tatsächliche Gefährdungs-
potenzial der Jugend zunehmend ins Internet ver -
lagert” (Titel S. 8 bis 12). Zudem erschwert ein kaum
zu überblickender Instanzendschungel offenbar die
Wirksamkeit von Verbotsmechanismen. Und Skepti-
ker fragen berechtigt, ob die „Kultur des Verbietens”
nicht zunehmend von „einer Kultur der Eigenver-
antwortung” abgelöst werden sollte.

Wie entscheidend die genaue Wortwahl in einem
Gesetz ist, zeigt sich im Streit um den gesetzlichen
Mindestlohn und etwaige Ausnahmen. Das Gesetz –
von ver.di mit angestoßen und bis zur Verabschie-
dung kämpferisch befeuert – beinhaltet nunmehr
die Formulierung, dass nur Zeitungszusteller vom
Mindestlohn bis 2017 ausgenommen sind, die
 „ausschließlich periodische Zeitungen oder Zeit-
schriften” zustellen. Schlussfolgerung von ver.di: 
Die meisten der rund 300.000 Zeitungzusteller in
Deutschland haben ab 2015 Anspruch auf den 
vollen gesetzlichen Mindestlohn von 8,50 Euro pro
Stunde. Denn sie tragen auch Werbematerial und
Postsachen aus. (S.20)

Karin Wenk, verantwortliche Redakteurin 

Gesetze im
Realitätscheck
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Die Beschäftigten der Tageszeitungsredaktionen im Norden werden auch
künftig bezahlt wie ihre Kollegen im restlichen Bundesgebiet. Darauf
einigten sich ver.di und der DJV in der zweiten Verhandlungsrunde mit
dem Verband der Zeitungsverleger Nord (VZN) am 12. August in Ham-
burg. Die Beschäftigten in Kiel, Lübeck und Rostock wollten sich keinen
Tarifsonderweg aufzwingen lassen und streikten – mit Erfolg.  

Die Tarifeinigung sieht vor, dass der bundesweite Tarifabschluss für
Zeitungsredakteurinnen und -redakteure vom April nun doch für die
Verlage in Schleswig-Holstein und Mecklenburg-Vorpommern gilt.
Der VZN war zuvor von diesem Tarifabschluss zurückgetreten und hat-
te von den Beschäftigten der Nordredaktionen erhebliche zusätzliche
Abstriche gefordert – ohne Erfolg.

Nunmehr erhalten die Nordredakteure die gleichen Gehalts- und
Honorarerhöhungen sowie Pauschalen wie ihre Kolleginnen und Kol-
legen andernorts. Rückwirkend zum 1. Mai 2014 steigen die Löhne
und Gehälter um 2,5 Prozent, ab dem 1. April 2015 um weitere 1,5
Prozent. Der Tarifabschluss sieht auch vor, dass die Honorare für Freie
rückwirkend zum 1. Juni 2014 und zum 1. Mai 2015 um jeweils 1,8
Prozent steigen. Auch die erstmals durchgesetzten tarifvertraglichen
Erhöhungen der Pauschalen sind in der Einigung berücksichtigt, diese

allerdings begrenzt auf eine Monatspauschale von bis zu 2.000 Euro.
Urlaubsgeld und Jahresleistung werden entsprechend den Regelun-
gen, die im Flächentarifvertrag bereits für Niedersachsen vereinbart
wurden, auf insgesamt 13,5 Monatsgehälter reduziert.

„Dieses gute Ergebnis verdanken wir den engagierten Streiks und
dem öffentlichkeitswirksamen Protest der Kolleginnen und Kollegen
aus den Nordredaktionen (Ostsee-Zeitung, Lübecker Nachrichten, Kieler
Nachrichten). Sie haben dem Versuch einer Billiglösung in den Nord-
verlagen eine Absage erteilt: In Kiel, Lübeck und Rostock werden nun
die gleichen Tariferhöhungen wie im bundesweiten Redakteurstarif
gezahlt. Auch die übrigen Tarifregeln sind identisch mit dem
 Tarifabschluss, den die Gewerkschaften nach elf Runden im April er-
zielt hatten. Das ist ein Erfolg der Streiks, zu dem ich den wehrhaften
Kolleginnen und Kollegen gratuliere”, erklärte ver.di-Verhandlungs-
führer Matthias von Fintel.

Der neue Gehaltstarifvertrag läuft bis zum 31. Dezember 2015. Er
gilt ab Oktober 2014 auch für die Onliner in den Redaktionen. Ein
Wermutstropfen bleibt bei diesem Abschluss. Zu Beginn der Tarifver-
handlung hatte der Verlag Boyens Medien aus Heide (Dithmarschen)
den Wechsel in die Mitgliedschaft ohne Tarifbindung erklärt. Der Ver-
lag will das erzielte Tarifergebnis nicht übernehmen.                Red. n

Tarifsonderweg 
abgewehrt
Zeitungsredakteure im Norden erhalten 
gleiche Gehaltserhöhungen Beschäftigte der Nord-Redaktionen zeigten auch am Verhandlungstag 

in Hamburg Flagge

28. Oktober 2014

11:30 Uhr Begrüßung
Lutz Marmor, Intendant NDR, ARD-Vorsitzender
Frank Werneke, Stellvertretender Vorsitzender ver.di

11:45 Uhr Transparenz und der Dialog mit Zuhö-
rern und Zuschauern: Wie informieren Rundfunk-
gremien über ihre Arbeit? Bedarf es einer Kampa-
gne für das öffentlich-rechtliche System? Präsen-
tation von Beispielen (TV-Spots, Hörfunkbeiträge
und Internetauftritte). Uwe Grund, Vorsitzender
ARD-Gremienvorsitzendenkonferenz (GVK)

14.00 Uhr Gremien: Unter Ausschluss der Öffent-
lichkeit – Selbstdarstellung als Chance zur Legiti-
mation. Dr. Sabine Nehls, DGB-Bundesvorstand

15:30 Uhr Die Zukunft des Qualitätsjournalis-
mus – Kooperation von Qualitätsmedien, Recher-
cheverbund zwischen NDR, WDR und Süddeutscher
Zeitung. Georg Mascolo, Leiter Rechercheverbund

Kooperationen als strategische Partnerschaft: 
Unzulässige Vermischung der Systeme?
Jakob Augstein, Verleger „der Freitag”

17:00 Uhr Besichtigung Tagesthemen-Studio:
Ukraine-Berichterstattung und Zuschauerreaktionen
Thomas Roth, Moderator Tagesthemen
Christian Nitsche, 2. Chefredakteur ARD-aktuell

18.00 Uhr Stand der Beratungen zum neuen ZDF-
Staatsvertrag: Auswirkungen auf ARD und Landes-
medienanstalten. Marc Jan Eumann, NRW-Staats -
sekretär und Vorsitzender der Medienkommission
beim SPD-Parteivorstand

29. Oktober 2014

9:30 Uhr Impulse. Mitbestimmung contra Pro-
grammautonomie – Spannungsfeld zwischen Auf-
sicht und journalistischer Freiheit. Dr. Werner Hahn,
Justiziar NDR, Vorsitzender der Juristischen Kommis-
sion der ARD

Öffentlich-rechtlicher Rundfunk:
Modell für Mitbestimmung im Programm? 
Dr. Norbert Kluge, Hans-Böckler-Stiftung

11:00 Uhr Sitz und Stimme für Arbeitnehmerver-
treter in Rundfunkgremien? 
Was soll ver.di fordern? Impuls von Personalräten
aus Rundfunk anstalten, die Mitbestimmungsrechte
haben, und Erfahrungsberichte von solchen ohne
Mitbestimmung
Diskussion

13:00 Uhr Schlusswort
Frank Werneke, Stellvertretender Vorsitzender ver.di

Organisation und Moderation:
Uli Röhm, ver.di, Arbeitskreis Medienpolitik

Anmeldungen: stephan.kolbe@verdi.de

Programm und organisatorische Hinweise unter: 

http://tinyurl.com/qc4qqvd

Mitbestimmung und Transparenz im öffentlich-rechtlichen Rundfunk
Eine medienpolitische Tagung von ver.di für gewerkschaftliche Mandatsträger im öffentlich-rechtlichen Rundfunk und für 
Interessierte am 28. und 29. Oktober 2014 im NDR-Konferenzzentrum in Hamburg-Lokstedt.
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Gedenken an 
Elfriede Brüning
Im Alter von 103 Jahren starb am 6. August die Schriftstellerin Elfriede 
Brüning. Als letztes noch lebendes Mitglied des „Bundes proletarisch-revo-
lutionärer Schriftsteller” hat sie, die vier Staatsformen durchlebt hat, bis zu
ihrem Lebensende am „Traum vom Sozialismus festgehalten”. 
Ihr Berufswunsch: Journalistin. Seit 1930 schrieb sie für große liberale 
Zeitungen wie das Berliner Tageblatt, die Frankfurter Zeitung und die Vos-
sische Zeitung.
Ihr erster Roman konnte wegen der Machtübertragung an Hitler nicht
mehr erscheinen; er wurde erst 1970 unter dem Titel „Kleine Leute” pub -
liziert. Die aufrechte Antifaschistin wurde 1935 verhaftet. Im Gefängnis 
begann sie einen „harmlos” erscheinenden Liebesroman und überwinterte
die Nazizeit unter ständiger Beobachtung in der „inneren Emigration”. 
In der DDR kam ihre große Zeit als Reporterin und Schriftstellerin. 
1953 wurde sie Mitglied des Schriftstellerverbandes. Sie schrieb zahlreiche 
Reportagen und Bücher, erhielt viele Preise und wurde auch mit kritischen
Büchern zu Frauenfragen eine der meistgelesenen Schriftstellerinnen der

DDR. Die Auflage ihrer Bücher
erreichte circa 1.5 Millionen
Exemplare.
Auch im vereinigten Deutsch-
land setzte die damals 80jähri-
ge ihre Profession fort: „Ich
musste einfach schreiben, un-
bedingt …” ist der Titel eines
Briefwechsels mit Zeitgenos-
sen von 1930 – 2007. 
1990 erschien ihr Buch „Lästi-
ge Zeugen? – Tonbandgesprä-
che mit Opfern der Stalinzeit”.

Gert von Paczensky
Mit einem freundlichen und leicht verschmitzten Lächeln sowie dem immer
wachen Blick wird er in Erinnerung bleiben. Der Schriftsteller und hochge-
achtete Journalist Gert von Paczensky ist wenige Tage vor seinem 89. Ge-
burtstag gestorben. Wir trauern um einen der maßgeblichen Journalisten
der Bundesrepublik, der mit seinen Beiträgen in den Printmedien als außen-
politischer Korrespondent, später vor allem bei „Panorama”, beim „Stern”
und „Radio Bremen” maßgeblich kritisch und aufklärend für eine bessere
Republik gestritten hat. 
Als Buchautor hat er sich intensiv dem Thema Kolonialismus, aber auch der
Lage im Nahen Osten gewidmet. Im Bundesvorstand des Schriftstellerver-
bandes VS hat er in einer schwierigen Situation nach dessen Krise 1983/
1984 mitgearbeitet und dort von 1984 bis 1986 klug und zielstrebig ver-
sucht, mit anderen den Verband wieder auf einen gemeinsamen, klaren
Kurs zu bringen. 
»Pacz«, wie ihn seine Freunde
und Kollegen nannten, war 
immer ein lebendiger, humor-
voller und sehr interessanter
Gesprächspartner. Mit dem 
leidenschaftlichen Gourmet
konnte man auch stundenlang
über die schönen Seiten des
Lebens philosophieren. Viel -
seitig, unterhaltsam und 
menschenfreundlich bleibt er
uns im Gedächtnis.
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AKTUELL

Einladung der Mitglieder der Fachgruppe 
Medien aus Sachsen, Sachsen-Anhalt und
Thüringen zum Medientag SAT 
(Landesfachgruppenkonferenz)

25. Oktober 2014 ab 10:00 bis ca. 16:30 Uhr,
„Mercure Hotel Leipzig”
Am Johannisplatz, Stephanstr. 6, 04103 Leipzig

Vormittags: Podiumsdiskussion mit Gästen
Nachmittags: Berichte, Diskussion, Entlastung des alten und
Wahl des neuen Fachgruppenvorstandes, Anträge

Einladung der freien und selbstständigen 
Mitglieder aus Sachsen, Sachsen-Anhalt
und Thüringen zur Wahl der Landes -
kommission Freie und Selbstständige SAT

22. November 2014 ab 10:00 bis ca. 15:30 Uhr
„Mercure Hotel Leipzig”
Am Johannisplatz, Stephanstr. 6, 04103 Leipzig

Tagesordnung: Berichte, Diskussion, Entlastung des alten und
Wahl des neuen Fachgruppenvorstandes, Anträge
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Karten für die DOK Leipzig
bei ver.di zu gewinnen

Wenn sich in diesem Jahr die Kinovorhänge für das 57. Interna-
tionale Leipziger Festival für Dokumentar- und Animationsfilm
vom 27. Oktober–2. November 2014 öffnen, können ver.di-Mit-
glieder mit dem Gewinn einer Karte dabei sein. Wir verlosen 10
Tageskarten und 6 Dauerkarten. Die Tages- und Dauerkarten er-
möglichen den Besuch aller DOK Leipzig Festival-Filmvorfüh -
rungen. Beantworten Sie die Frage: Welcher Film wurde im letzten
Jahr mit dem ver.di Preis bei der DOK Leipzig 2013 ausgezeichnet? 
Mit etwas Glück gewinnen Sie durch eine Mail an berlin@con-
nexx-av.de. Stichwort: DOK Leipzig 2014. Kleiner Tipp: Stöbern
Sie im Webarchiv der DOK Leipzig: www.dok-leipzig.de oder auf
www.connexx-av.de! 
Einsendeschluss: 15.10.2014. Der Rechtsweg ist ausgeschlossen.
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Von Rüdiger Lühr | Das „Recht auf Vergessen” ist seit
dem Google-Urteil des Europäischen Gerichtshofs in
den Mittelpunkt der medienrechtlichen Diskussion ge-
rückt. Wurde die EuGH-Entscheidung zunächst allge-
mein begrüßt, werden zunehmend Zweifel laut, dass
der Datenschutz einseitig zulasten von Meinungs- und
Pressefreiheit erweitert wird. Die Bedenken sind teil-
weise berechtigt. Gefordert ist der Gesetzgeber.

Das allgemeinen Persönlichkeitsrecht und die Mei-
nungsfreiheit sind Grundrechte, verankert im Grund-
gesetz und in der Europäischen Grundrechtecharta.
Im Fall von Grundrechtskonflikten entscheiden die
zuständigen Gerichte, so der EuGH nun am 13. Mai
2014. In seinem richtungsweisenden Urteil konsta-
tiert er ein „Recht auf Vergessenwerden”, ausgehend
von der Grundrechtecharta und der EU-Datenschutz-
richtlinie von 1995.

Neu erfunden hat er dieses Recht nicht. Weil per-
sönliche Daten im Internet, einmal eingestellt, immer
weiter gespeichert, gespiegelt und damit quasi nicht
rückholbar sind noch weltweit gelöscht werden kön-
nen, wird über ein „Recht auf Vergessen” schon einige
Zeit diskutiert. EU-Justizkommissarin Viviane Reding
nannte Anfang 2012 dieses Recht den Kernpunkt
 ihrer Vorschläge für die neue EU-Datenschutzverord-
nung. Und schon vorher brachte CSU-Verbraucher-
schutzministerin Ilse Aigner einen „digitalen Radier-
gummi” ins Spiel.

EuGH: Suchmaschinen haften

Im Verfahren „Google Spain SL, Google Inc./Agencia
Española de Protección de Datos, Mario Costeja Gon-
zález” (Rechtssache C-131/12) ging es eigentlich um
die „Verantwortlichkeit” von Suchmaschinen bei Per-
sönlichkeitsrechtsverletzungen, also um die Haftung.
In diesem Punkt ist „die Entscheidung des EuGH er-
sichtlich davon beseelt, seine Aufgabe des Grund-
rechtsschutzes auch gegenüber wirtschaftlichen Inte-
ressen ernst zu nehmen und den europäischen
Grundrechten inhaltliche Durchschlagskraft zu ver-
leihen”, begrüßt Bundesverfassungsrichter Johannes
Masing das Urteil, das er ansonsten in vielen Punkten
zurecht kritisiert. 

So stellt der EuGH klar, dass Suchmaschinen dem
Recht der Europäischen Union und seiner Mitglied-
staaten unterworfen sind, unabhängig davon, wo ihre
Server stehen. Der Gerichtshof sieht in ihnen auch
nicht wie zuvor sein Generalanwalt lediglich eine Art
von Caches, sondern versteht Suchmaschinen als
 eigene Form der Datenverarbeitung, für die folglich
deren Betreiber verantwortlich (haftbar) sind.

Damit begründet der EuGH, dass die Nachweise
in Suchergebnissen sich am Recht der informationel-
len Selbstbestimmung und an den Grundrechten auf
Achtung des Privatlebens und Schutz personenbe -
zogener Daten messen lassen müssen. Betroffene kön-
nen also ein Recht auf Löschung oder Nichtanzeige
von Suchergebnissen geltend machen. So hat auch

schon der Bundesgerichtshof zur Google-Suche ent-
schieden.

Die Verantwortlichkeit des Suchmaschinenbetrei-
bers besteht nach dem EuGH-Urteil darin, dass dieser
unter bestimmten Voraussetzungen verpflichtet ist,
von der Ergebnisliste, die nach einer Namenssuche
angezeigt wird, Links zu den von Dritten veröffent-
lichten Internetseiten mit Informationen über diese
Person zu entfernen. Dies auch, so der EuGH, wenn
der betreffende Name oder die betreffenden Informa-
tionen auf diesen Internetseiten nicht gelöscht werden
und wenn die Veröffentlichung dort rechtmäßig ist.

Damit geht der EuGH auch explizit auf die Pres-
sefreiheit ein, denn Ausgangspunkt des Verfahrens
war zunächst die Klage eines Spaniers gegen zwei Be-
richte der spanischen Tageszeitung La Vanguardia von
1998 im Internet. Er stellt unmissverständlich klar,
dass die Bereithaltung dieser Artikel im Online-Archiv
der Zeitung nicht rechtswidrig ist (so wie der BGH zu
den Löschungsklagen im Fall der „Sedlmayr-Mörder”). 

Vorrang für den Datenschutz?

An dem Urteil des Gerichtshofs werden aber zurecht
zwei Kernpunkte kritisiert. Zum einen gewährt der
EuGH dem Persönlichkeitsschutz grundsätzlich Vor-
rang gegenüber anderen Grundrechten. Bei der Frage,
ob ein Suchmaschinenbetreiber Links löschen muss,
„überwiegen die geschützten Rechte der betroffenen
Person im Allgemeinen gegenüber dem Interesse der
Internetnutzer”, heißt es im Urteil. Nur in „besonders
gelagerten Fällen” könne das öffentliche Interesse an
der Auffindbarkeit von und dem Zugang zu Informa-
tionen vorgehen.

Durch diese einseitige Gewichtung zugunsten des
Datenschutzes wird sowohl der Eingriff in das öffent-
liche Informationsinteresse weitgehend ignoriert als
auch den betroffenen Medien jegliche Einflussmög-
lichkeit auf die Löschung von Links zu ihren Berich-
ten genommen.

Löschung: Google entscheidet

Zum anderen weist der EuGH die Entscheidung, wel-
che Links gelöscht werden, allein dem Suchmaschi-
nenbetreiber zu. Berücksichtigt wird dabei weder, ob
Google die nötige Beurteilungskompetenz hat, noch
dass damit die Allmacht des US-Konzerns, die mit
dem Urteil eigentlich begrenzt werden sollte, weiter
vergrößert wird. Dass Google seine Suchergebnisse
nach Geschäftsinteresse manipuliert, wird vermutet.
Dass Google diese als politisches Druckmittel einsetzt,
ist spätestens seit dem Konflikt um das verunglückte
Presse-Leistungsschutzrecht klar.

Bei der zentralen Rolle, die Suchmaschinen im
Internet bei der Erschließung von Medieninhalten
spielen, bedeutet das einen nicht unerheblichen Ein-
griff in die Medienfreiheit. Und die Praxis, seitdem
Google sein Löschformular Ende Mai online gestellt
hat, macht das deutlich.

KOLUMNE

Recht auf Vergessen
Gesetzgeber gefordert: Schlichtungsstelle nach Google-Urteil unabdingbar
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Links zu Artikeln gekappt

Mehr als 90.000 Löschanträge hat Google in den ers-
ten zwei Monaten erhalten. In die Google-Entschei-
dungen, welche Links in der Suchmaschine gelöscht
werden, sind die Betreiber der Webseiten, zu denen
verlinkt wird, nicht einbezogen – egal ob es sich um
Privatpersonen, Blogger, Zeitungs- oder Zeitschriften-
häuser handelt. Sie werden weder informiert noch ha-
ben sie eine Möglichkeit zur Löschung Stellung zu
nehmen oder gar Einspruch einzulegen. Lediglich der
Webmaster der jeweiligen Domain erhält von Google
eine Nachricht über die Löschung.

Zu den ersten betroffenen Medien in Deutsch-
land gehört Spiegel Online. Treffer zu sieben Artikeln
hat Google bisher entfernt. Sucht man nach einem
bestimmten Namen, taucht ein Artikel des Nachrich-
tenportals über Scientology nicht mehr auf. Betroffen
sind ebenfalls die Tageszeitungen Neues Deutschland
und taz, bei denen Links zu Artikeln über namentlich
genannte Rechtsradikale gelöscht wurden.

Gesetzgeber muss handeln

Zur Heilung der Auswirkungen des Google-Urteils ist
der deutsche Gesetzgeber gefordert. Hier darf man we-
der eine langjährige gerichtliche Klärung abwarten,
noch auf eine Regelung in der EU-Datenschutzverord-
nung hoffen, denn die wird derzeit blockiert. Die Bun-
desregierung will nach einem Bericht des Handels-
blatts zügig eine Schlichtungsstelle für Löschanträge
bei Google einrichten. Das ist der richtige Weg.

Bei der Entscheidung über Löschanträge gilt es ei-
ne verlässliche Abwägung zwischen dem Persönlich-
keitsschutz und dem Interesse der Öffentlichkeit am
Zugang zu Informationen im Internet zu finden. Da-
bei geht es für Journalistinnen und Journalisten auch
um die Medienfreiheit, zu der neben der Auffindbar-
keit ihrer Berichte im Netz auch eine verlässliche
 Recherche in Suchmaschinen gehört. Eine allein an
den Interessen des Daten- und Verbraucherschutzes
ausgerichtete Tätigkeit und Besetzung dieser Schlich-
tungsstelle würde dies nicht gewährleisten.              n

KOLUMNE
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Eigentlich war er kein ganz schlechter Wurf, der erste
Jugendmedienschutz-Staatsvertrag (JMStV) von 2003.
Immerhin handelte es sich um den ersten ernsthaften
Versuch, die Konvergenz der Medien zur Kenntnis zu
nehmen und die daraus resultierenden Probleme auf
Gesetzesebene anzugehen. Privater Rundfunk und 
Internet sollten vergleichbaren gesetzlichen Regelun-
gen unterworfen und unter ein gemeinsames Auf-
sichtsdach gestellt werden. Zugleich wurde auch den
Institutionen der Selbstkontrolle ein größerer Beurtei-
lungsspielraum gegeben. Aber die Reform blieb auf
halbem Wege stecken. 

„Jugendschutz in der Bundesrepublik”, so urteilte
unlängst der Medienkritiker Torsten Körner im Fach-
dienst epd Medien, sei „ein in Jahrzehnten gewachse-
nes Durcheinander, ein für Außenstehende undurch-
dringlicher Instanzendschungel”. Ein Instanzen-
dschungel zwischen Bund und Ländern, zwischen
 Jugendschutzgesetz (JuSchG) und Jugendmedien-
schutz-Staatsvertrag (JMStV). Beide Paragrafensamm-
lungen hätten „den Anschluss an die Wirklichkeit ver-
loren”. 

Körner steht mit seinem harschen Urteil nicht
 allein. „Schon die Zahl der im Jugendmedienschutz
zuständigen Institutionen lässt Rückschlüsse auf
Transparenz und Effizienz des heutigen Verfahrens
zu”, sagt Tobias Schmidt, Bereichsleiter Medienpolitik
bei RTL Deutschland, zugleich Vorstandsvorsitzender
des Verbandes Privater Rundfunk und Telemedien
(VPRT). Da ist einiges dran. Das geht schon los bei der
Vergabe der Alterskennzeichen für die sogenannten
Trägermedien: Kinofilme, DVDs, Blue-Ray-Discs und
CDs. Über die Vergabe von Alterskennzeichen in fünf
Stufen, von der Freigabe 0 (= ohne Altersbeschrän-
kung) bis zur Freigabe ab 18 Jahren (keine Jugendfrei-
gabe) entscheiden die Landesjugendbehörden in Ko-
operation mit der Freiwilligen Selbstkontrolle der
Filmwirtschaft (FSK), im Fall von Computerspielen
mit der Unterhaltungssoftware Selbstkontrolle (USK).
Die Freiwillige Selbstkontrolle Fernsehen (FSF) wieder-
um prüft die Programme des privaten Fernsehens, legt

die Sendezeit für TV-Sendungen fest und verhängt un-
ter Umständen Schnittauflagen. Das führt nicht selten
zu Doppelprüfungen mit widersprüchlichen Urteilen.
„Von 22 Episoden der ersten Staffel der US-Fantasy -
serie ‚Grimm’, die zur besten Sendezeit am Montag-
abend auf dem Privatsender VOX lief, besaßen allein
zehn Episoden unterschiedliche Einstufungen der FSK
und der FSF für dieselbe ungeschnittene Fassung”,
klagt RTL-Mann Schmidt. Und kommt zu dem
Schluss: „Für viele professionelle Bewegtbildanbieter
bleibt das System ärgerlich.”

Nach Fiasko neuer Versuch 

Dem Jugendschutz geht es – zumindest auf dem Pa-
pier – um die Entwicklung von Kindern und Jugend-
lichen zu eigenverantwortlichen und gemeinschafts-
fähigen Persönlichkeiten. Die „Betroffenen” sehen
diesen pädagogischen Ansatz erfahrungsgemäß häufig
anders. Dass Kinder die Alterssperre bei Shooter-Spie-
len nicht selten als Spaßbremse empfinden, muss
wohl hingenommen werden. Aber der erste Versuch,
das Modell der „regulierten Selbstregulierung” aus der
analogen in die digitale Welt zu übertragen, endete
2010 mit einem Fiasko (vgl. M 11/2011). Eine große
Koalition von Bedenkenträgern aus Grünen, Teilen
der FDP, Piraten, Netzaktivisten und Zeitungsver -
legern (die eine Regulierung der Online-Auftritte ihrer
Blätter fürchteten), lehnte den damaligen Entwurf ei-
ner Staatsvertrags-Novelle als „freiheitsfeindliches”
und unter Ausschluss der Öffentlichkeit entstandenes
Machwerk ab. Am Ende fiel die Reform dem Veto des
von einer Großen Koalition regierten Bundeslandes
Nordrhein-Westfalen zum Opfer. 

Seit März 2014 liegt ein neues Eckpunktepapier
der Rundfunkkommission der Länder vor, auf dessen
Grundlage eine Novellierung des JMStV erfolgen soll –
angeblich bis Ende dieses Jahres. Um den Vorwurf von
Hinterzimmerpolitik zu vermeiden, entschied man
sich diesmal für eine „ergebnisoffene Onlinekonsulta-
tion”. Ein Zwischenfazit dieser Konsultation liegt seit

JUGENDMEDIENSCHUTZ

Mehr als zehn Jahre nach dem ersten Jugendmedienschutz-Staatsvertrag 
erscheint eine Reform mehr als überfällig. Doch die rasante Digitalisierung hat
viele Regulierungsabsichten längst in Makulatur verwandelt. In der Reformdebatte
dominiert leider immer noch viel analoges Denken. Nach dem gescheiterten 
Versuch von 2010 läuft zurzeit ein neuer Novellierungsprozess. 

Von Günter Herkel

Kompetenz 
statt Verbote 

Ich sehe was, was ich nicht
sehen sollte: Auch im Fern -
sehen heiligt die Quote
manchmal die (unpassende)
Sendezeit.
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Juni vor. Schon jetzt gibt es gravierende Einwände ge-
gen einige der angeregten Regulierungsmaßnahmen. 

FSF-Geschäftsführer Joachim von Gottberg kri -
tisiert etwa die „fehlende Systematik” in manchen
Vorschlägen. So ist geplant, angesichts der medialen
Konvergenz FSK und USK rechtlich zu autorisieren,
auch Altersfreigaben für die Auswertung im Fernsehen
oder im Internet zu erteilen. Gottberg hält dagegen.
Es sei ein „Rätsel”, warum die mediale Konvergenz
ausschließlich zugunsten von FSK und USK in Rich-
tung Onlineverbreitung geregelt werden solle, wäh-
rend etwa die FSF weiterhin auf den TV- bzw. Inter-
netbereich beschränkt werde. „In Zeiten konvergenter
Medien kann man nicht mehr nach Vertriebswegen
kennzeichnen, sondern nur nach Inhalten.” Im Inter-
net könne ein Anbieter selbst kennzeichnen, ohne
 eine Selbstkontrolle zu brauchen. Während derselbe
Inhalt, wenn er auf DVD herauskomme und wahr-
scheinlich von sehr viel weniger Menschen rezipiert
werde, von einem fünfköpfigen Ausschuss und einem
ständigen Vertreter der Obersten Landesjugendbehör-
den als Verwaltungsakt gekennzeichnet werden müs-
se. Gottberg hält es auch für keine glückliche Lösung,
„wenn man Selbstkontrollinstanzen zu Konkurrenten
macht”. Sein Vorschlag zur Vermeidung von Doppel-
expertisen: „Als TV-Sender lasse ich
meine Filme von der FSF prüfen, und
wenn die dann auf DVD rauskom-
men, soll für sie die FSF-Freigabe gel-
ten. DVD-Anbieter oder Filmhändler
gehen zur FSK, und wenn diese Filme
dann im Fernsehen laufen, gilt ent-
sprechend die Freigabe der FSK.”
Wenn sich der Anbieter aus suchen
kann, ob er zur FSK oder zur FSF geht,
werde jeder Medienanbieter weiter-
hin zu der Instanz gehen, von der er
sich die günstigsten Freigaben erwar-
te. Sinnvoller Jugendmedienschutz
sieht anders aus. 

Digitale Volljährigkeit 
mit zehn Jahren 

Wirklich effizient war das System der
Selbstkontrolle bislang nur bei Kino-
besuchen. Schon bei DVDs und Computerspielen ge-
staltet sich der Kasus schwieriger. Erst recht im TV, wo
kaum ermittelt werden kann, wer zu welcher Uhrzeit
was schaut. Unabhängig vom pädagogischen An-
spruch der Eltern: Die rasante Veränderung der Me-
diengewohnheiten gerade der jungen Generation
macht einen wirkungsvollen Jugendschutz immer il-
lusorischer. Längst konsumieren Kinder und Jugend-
liche die von ihnen favorisierten Medieninhalte nicht
mehr in erster Linie im Kino oder am heimischen
Bildschirm. Sie tun es weitaus mehr im Internet, zu-
nehmend auch mit ihren Smartphones oder per Tab-
let. Laut KIM-Studie 2012, die das Medienverhalten
der 6–13jährigen Kinder in Deutschland dokumen-
tiert, verfügte bereits vor zwei Jahren jedes fünfte Kind
über einen eigenen Computer, 15 Prozent auch über
einen Internetzugang. Smartphones und Tablets wa-
ren mit 7 bzw. 1 Prozent zu diesem Zeitpunkt eher un-
terrepräsentiert. Daten, die allerdings heute schon
überholt sein dürften. Nach der Anfang August dieses
Jahres publizierten jüngsten „Kids Verbraucher Analyse”

wird inzwischen das,  was Marktfor-
scher „digitale Volljährigkeit” nen-
nen, bereits mit zehn Jahren erreicht.

97 Prozent der 10 bis 13jährigen nutzen demnach das
Internet, 56 Prozent von ihnen täglich.

Einige Details aus dem gescheiterten JMStV sind
mittlerweile in die Prüfpraxis eingeflossen – unterhalb
der Gesetzesschwelle. Im Internet und bei mobilen
Kommunikationsgeräten setzt der Gesetzgeber auf
Selbstverpflichtungen deutscher Anbieter und auf spe-
zielle technische Jugendschutzprogramme. Akteure
der Selbstkontrolle sind hier die FSK.online, USK.on-
line sowie die Freiwillige Selbstkontrolle Multimedia
(FSM). Letztere hat in Kooperation mit Anbietern,
 Jugendschutzeinrichtungen und anderen Kontrollin-
stanzen diverse Selbstverpflichtungserklärungen für
die Anbieter von Internetseiten entwickelt, ebenso für
Suchmaschinen, soziale Netzwerke und Mobilfunk -
anbieter. Die Regeln haben keinen Gesetzescharakter.
Was eher von Vorteil ist – so lassen sie sich flexibler
an neue technische Entwicklungen anpassen. Ent-
scheidendes Defizit: Nur deutsche Anbieter haben bis-
lang diese Selbstverpflichtungs-Codices unterschrie-
ben. Das Netz kennt aber keine Landesgrenzen.

JUGENDMEDIENSCHUTZ
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Filter und Alterskennzeichen 

Zum prophylaktischen Jugendmedienschutz eignen
sich spezielle Filterprogramme auf Rechnern und
Smartphones, die den Heranwachsenden Zugriff nur
auf Inhalte ermöglichen, die die Eltern freigegeben
haben. Laut JMStV sind Anbieter etwa von erotischen
oder gewaltdarstellenden Inhalten dazu verpflichtet,
eine Sendezeitbegrenzung – Anzeige der Seite nur zwi-
schen 22/23 Uhr abends und 6 Uhr morgens – zu be-
achten. Wahlweise können sie auch eine von der KJM
anerkannte Filtersoftware einsetzen. Zwei solcher
Softwareschutzlösungen für PCs mit Windows wur-
den 2012 von der Kommission für gut befunden:
 erstens das Programm des Vereins zur Förderung des
Kinder- und Jugendschutzes in den Telemedien (Jus-
Prog e.V.), zweitens das Programm der Deutschen
 Telekom (für Kunden kostenlos unter t-online.de/kin-
derschutz) verfügbar. Anbieter im Netz können ihre
Webseiten durch entsprechende Programmierung mit
Alterskennzeichen versehen. Durch dieses „Labeling”
werden – für den User unsichtbar – bestimmte Seiten
für die jeweilige Altersstufe freigegeben bzw. gesperrt. 

Damit dieser Schutz wirksam wird, ist allerdings
eine massenhafte Alterskennzeichnung im Netz von-
nöten. Davon aber ist man gegenwärtig noch weit
entfernt. Präzise Daten über die aktuelle Verbreitung
dieses Werkzeugs liegen nicht vor. Fast alle Experten
gehen indes davon aus, dass derartige Filter allenfalls
in einer Größenordnung von ein bis zwei Prozent
zum Einsatz kommen. Und selbst wenn der größte
Teil deutscher Website-Betreiber sich zu diesem Labe-
ling entschlösse, bliebe ein zentrales Problem unge-
löst. Von den über 8.000 von jugendschutz.net regis-
trierten Verstößen gegen den Jugendmedienschutz

fanden sich vier Fünftel auf Angeboten im Ausland.
Nicht zuletzt aus diesem Grund wurde MIRACLE 
(= Machine-readable and Interoperable Age Classifi-
cation Labels in Europe) ins Leben gerufen. Ein Pilot-
projekt zu „interoperablen Alterskennzeichen”, in
dem die FSM seit Anfang 2014 – kofinanziert von der
EU-Kommission – gemeinsam mit sieben anderen
Partnern und unter der Leitung des Hans-Bredow-In-
stituts an einer internationalen Lösung arbeitet. 

Netzinhalte kaum zu klassifizieren

Natürlich ist auch den Jugendschützern die neue He-
rausforderung des Web 2.0, die explosiv gewachsene
Popularität sozialer Netzwerke und Kommunikations-
plattformen wie Facebook (gegründet fast zeitgleich
mit dem Inkrafttreten des JMStV von 2003) oder
WhatsApp nicht entgangen. Der Versuch, auch Por-
tale, auf denen sogenannter User Generated Content
angeboten wird, den Jugendschutzbestimmungen zu
unterwerfen, kann getrost als neuerlicher Schlag ins
Wasser bezeichnet werden. „Privatpersonen ist oft-
mals nicht klar, dass sie auch unter Umständen für ju-
gendschutzrelevante Inhalte Dritter verantwortlich
sind”, behaupten die Medienreferenten der Länder im
Einleitungstext zum neuen JMStV-Eckpunktepapier.
Es ist jedoch mehr als fraglich, ob kommerzielle Blog-
ger dazu verdonnert werden können, ihre Angebote
auf jugendschutzrelevante Inhalte abzuklopfen. Da
dieses Ansinnen offenbar im Widerspruch zum gel-
tenden Telemediengesetz steht, soll der Plan mittler-
weile vom Tisch sein. Für das Social Media Zeitalter,
darüber sind sich die Experten einig, ist der Ansatz 
einer Selbstklassifizierung aller Inhalte illusorisch, da
nicht praktikabel.

Weiterhin wird der Eindruck erweckt, als sei der
Rundfunk – genauer: der private Rundfunk – das drän-
gendste und gravierendste Problem. „Kino, DVD und
Fernsehen werden weiterhin mit hohem Aufwand re-
guliert, während dieselben Inhalte mehr oder weniger
frei für jeden im Internet zugänglich sind”, konstatiert
FSF-Geschäftsführer Gottberg. Damit aber wird ten-
denziell der Sinn des bisherigen Jugendschutzes in
Frage gestellt. Denn das tatsächliche Gefährdungs -
potenzial der Jugend verlagert sich zunehmend ins
 Internet. Das konstatiert auch die Kommission für
Jugendmedienschutz (KJM). Seit ihrer Gründung, so
die Bilanz im kürzlich publizierten Jahrbuch 2013/14
der Landesmedienanstalten, hat sich die Kommission

In
fo

gr
af

ik
: M

ich
ae

l B
re

ue
r



M 6.2014 11

mit mehr als 5.700 Prüffällen befasst. Davon entfielen
rund 950 auf den Rundfunkbereich und etwa 4.800
auf den Bereich der Telemedien. Schon diese Zahlen
belegen, so räumt die KJM ein, dass die Jugendschutz-
verstöße im Internet „in Quantität und Qualität” weit
über das hinausgehen, was im Fern sehen zu sehen ist.
Das gilt vor allem im Hinblick auf explizite Darstel-
lungen von Gewalt oder Pornografie. 

Willkommene „Schauprozesse”

Paradoxerweise kreist die öffentliche Debatte nach
wie vor mehr um einige spektakuläre Fälle aus dem
Rundfunkbereich, in denen nach Auffassung man-
cher Jugendschützer gegen gesetzlich vorgeschriebene
Altersgrenzen verstoßen wird. So geriet zuletzt etwa
unter anderem der Privatsender ProSieben mit seinen
prominenten Moderatoren Joko und Klaas gleich dop-
pelt ins Visier der KJM. Beanstandet wurde beispiels-
weise eine Folge der Sendung „Circus Halligalli” (Aus-
strahlung um 22:15 Uhr), in welcher die Moderatoren
und ein Studiogast jeweils mehrere Gläser Wodka lee-
ren mussten. Alkohol, so das Verdikt der KJM, werde
in der Sendung „gezielt als Spaßmacher eingesetzt”,
auf „mögliche negative Folgen von Alkoholkonsum”
werde nicht hingewiesen. Da gleichzeitig die bekann-
ten Protagonisten Sympathieträger seien, mithin zur
Identifikation einluden, sei die Sendung ungeeignet
für Zuschauer unter 18 Jahren, hätte also später aus-
gestrahlt werden müssen. 

Eine „Beeinträchtigung” der Entwicklung von
Zuschauern unter 16 Jahren sahen die Medienwächter
in der Sendung „Joko gegen Klaas – Das Duell um die
Welt”. Problematisiert wurden dabei Sequenzen, in
welchen den Protagonisten wahlweise die Lippen 
zugenäht, Boxschläge gegen den Kopf versetzt oder
Stromschläge in die Oberarme verpasst wurden. Das
KJM-Verdikt: Die Sendung, die normalerweise um
20:15 Uhr läuft, hätte aufgrund dieser Bewertung erst
nach 22 Uhr ausgestrahlt werden dürfen. 

Die Kommission, dieser Eindruck drängt sich auf,
nutzt solche Fälle mit prominenter Beteiligung als
willkommene „Schauprozesse”, um öffentlichkeits-
wirksam Tätigkeitsnachweise auf einem Terrain abzu-
liefern, das ihrer Kontrolle längst entglitten ist. Wie
absurd diese Praxis inzwischen aussieht, zeigt ein an-
deres Beispiel. Anfang Juli bestätigte das Verwaltungs-
gericht Hannover eine Entscheidung der KJM, wo-
nach in einer Folge der RTL-Doku-Soap „Die Super
Nanny” vom 14.9.2011 (!) aufgrund einer „reißeri-
schen und voyeuristischen Darstellung” von Kindes-
misshandlung eine Verletzung der Menschenwürde
vorgelegen habe. Dass ein derartiges folgenloses An-
prangern von Einzelfällen im Free TV angesichts eines
frei zugänglichen, mit Sex und Verbrechen vollge-
stopften World Wide Web den Betroffenen nicht
schmeckt, verwundert kaum. RTL-Mann Schmidt er-
hofft sich im aktuellen Novellierungsprozess „Fair-
ness, Weitsicht und Pragmatismus”. Von der Aufsicht
fordert er, „das scharfe Schwert des Jugendmedien-
schutzes nicht immer nur in der nächsten Nachbar-
schaft niedersausen zu lassen, weil der Weg zum Klin-
gelschild dort am kürzesten ist.”

ARD und ZDF, dies sei nur am Rande bemerkt, be-
haupten schon seit Gründung der FSF, der Jugend-
schutz sei bei ihnen entweder kein Problem oder wer-
de von den eigenen Gremien vorbildlich geregelt.

Zweifel an dieser selbstbewussten Position erscheinen
gelegentlich angebracht. Der umstrittene Action-„Tat-
ort”, in dem 16 Leichen den Weg des als Kommissar
verkleideten Til Schweiger pflasterten, wurde von den
NDR-Gremien anstandslos zur 20:15-Uhr-Ausstrahlung
durchgewunken. Die Quote heiligt offenbar manch-
mal die Mittel. 

Präventiver Schutzansatz

Angesichts der offensichtlich weitgehenden Wirkungs-
losigkeit von staatlicher Kontrolle und restriktiven
Maßnahmen in der digitalen Ära nimmt der Anteil
der Skeptiker zu. „Muss die Kultur des Verbietens ab-
gelöst werden von der Kultur der Eigenverantwor-
tung”, fragt KJM-Vize Thomas Krüger und stellt eine
Reihe rhetorischer Fragen: Solle man weiter versu-
chen, „Inhalte vor den Kindern und Jugendlichen
wegzusperren”? Oder wäre es am Ende „klüger, ihnen
das Handwerkszeug an die Hand zu geben, damit sie
eigenverantwortlich unangemessene Inhalte erken-
nen und vermeiden”? Krüger fordert auch ein Ende
bisheriger medienpolitischer Kleinstaaterei im Sinne
von regionaler Besitzstandswahrung. Anstelle zersplit-
terter Zuständigkeiten wünscht er sich „eine umfas-
send und angemessen ausgestattete Bund-Länder-Stif-
tung für Medienkompetenz sowie Kinder- und Ju-
gendmedienschutz, die unabhängig und neutral diese
Aufgabe übernehmen könnte”. 

Krügers Plädoyer, den bisherigen unrealistischen
Anspruch an den Jugendmedienschutz im Netz fallen
zu lassen zugunsten einer Strategie, die Ziele auf das
noch Machbare reduziert, wird auch von FSF-Chef
Gottberg geteilt: „Es wäre besser, man würde dieses
ganze (Jugendmedienschutz-)Gesetz einfach auf ein,
zwei Seiten eindampfen”, schlägt er vor. „Darin könn-
ten die Aufgaben der KJM und der Freiwilligen Selbst-
kontrollen definiert werden.” Darüber hinaus macht
er sich stark für einen präventiven Schutzansatz: „Der
Jugendschutz wäre gut beraten, neben den recht -
lichen Vertriebsbeschränkungen zu den jeweiligen In-
halten ein Informations- und Empfehlungssystem zu
entwickeln, zu erproben und breit auszubauen.” Da
das Wegsperren vermeintlich schädigender Inhalte im
Netz nur noch sehr bedingt möglich ist, bleibe nichts
anderes übrig, als die Entscheidungskompetenz der
Nutzer zu stärken. Gottberg stellt sich für kommerziell
verbreitete Inhalte ein visuelles Zeichen vor, das
schnell den Grad an Angstvermittlung oder detaillier-
ten Darstellungen von Gewalt oder Sex vermittelt. Im
Grunde die Erneuerung einer alten FSF-Idee, Film -
datenblätter mit pädagogischen Hinweisen zu ent -
wickeln. Medienpädagogik im Gewande von Verbrau-
cherinformation. 

Als Multiplikatoren sind hier Schulen und nicht
zuletzt die Eltern gefragt. Ansätze sind vorhanden.
Der „Medienführerschein” zum Beispiel, ein in Bay-
ern entwickeltes medienpädagogisches Angebot für
Lehrer. Oder „Flimmo”, ein TV-Ratgeber für Heran-
wachsende, „FragFINN.de”, eine Internet-Suchma-
schine für Kinder und „Schau Hin!”, ein Elternrat -
geber zur Mediennutzung, der Erziehende dabei
 unterstützt, ihre Kinder im Umgang mit Medien zu
stärken. Technische Schranken oder normative Ver-
bote – diese Maxime setzt sich glücklicherweise auch
im Jugendmedienschutz allmählich durch – können
die Kompetenz in Sachen Medien nie ersetzen.        n

JUGENDMEDIENSCHUTZ

„Die seelische Entwicklung
unserer Kinder und das 
audiovisuelle Angebot”

3. November 2014 
Eine Diskussionsveranstaltung
des Sichtwechsel e.V. 
Für gewaltfreie Medien in 
Kooperation mit dem Politischen
Bildungsforum Berlin der Konrad-
Adenauer-Stiftung (KAS)

Beginn: 18.30 Uhr in der 
Akademie der KAS, 
Tiergarten str. 35, 10785 Berlin

Mit dem Referenten 
Dr. Rudolf H. Weiß, Dipl. Psych.,
BdP, Medien- und Intelligenz -
forschung, Auenwald-Stuttgart
und dem Co-Moderator 
Thomas Haudel, Dipl. Psych.,
Berlin (Erziehungsberatung).

Anmeldung über: 
info@sichtwechsel.de, 
kas-berlin@kas.de, 
Tel.269 96 – 32 42 
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In welcher Situation traf sich vor 20 Jahren – nach der
Gründung der Freiwillige Selbstkontrolle Fernsehen (FSF) 
– der erste Prüfungsausschuss?
CLAUDIA MIKAT | Wir erhielten von RTL einen Karton
mit vielen Videokassetten von Serienstaffeln: Miami
Vice, The Swamp Thing, Starsky & Hutch, etc. Keiner
wusste so richtig, wann soll das geprüft werden, wie
ist das FSK-System (FSK = Freiwillige Selbstkontrolle
der Filmwirtschaft) mit den Altersfreigaben auf das
Sendezeitsystem im Fernsehen übertragbar? Wir hat-
ten noch keine ausgearbeitete Prüfordnung, das hat
sich erst später ergeben. 

Zu den Prüfgegenständen gehörte auch ein neues Genre,
die Reality-Serie „Auf Leben und Tod”...
Ja, das war die erste Produktion, die mit Schnittauf -
lagen versehen wurde. Da ging es um eine als speku-
lativ empfundene Szene: ein Polizist, der sich dazwi-
schen wirft, als ein Psychopath ein Baby gegen die
Wand schleudern will. Das ist heute eine sehr lächer-
lich wirkende Szene. Heute ist unser Blick anders ge-
schult, was das Inszenierte anbelangt. Und man sieht
sehr deutlich, dass das Ganze gestellt und ein wenig
pseudodramatisiert ist. Aber damals reichte die Über-
inszenierung als Grund für eine Schnittauflage. Heute
sind wir mehr gehalten, zu begründen, wie problema-
tisch die Wirkung auf Kinder und Jugendliche ist.

Wie empfanden Sie die damalige Prüfungspraxis? Spiel-
ten auch individuelle Geschmacksurteile eine Rolle?
Sicher, wenn ich zum Beispiel an die ersten Sex-Film-
chen denke, die ja damals noch auf Sat.1 im Nacht-
programm liefen. Auch heute juckt es einem manch-
mal in den Fingern, wenn der persönliche Geschmack
und das, was man gucken muss, sehr weit ausein -
anderklaffen – da möchte man dann gern ironisch
drüber schreiben oder sich abgrenzen. Natürlich sind
wir gehalten sachlich zu bleiben und am Gegenstand
zu argumentieren. 

Wann war das erste Ausstrahlungsverbot fällig?
Das erste Verbot traf 1994 den Film „Der Panther II”
mit Alain Delon. Dieser Krimi ist witzigerweise erst
vor kurzem wieder vom Index genommen und erneut
der FSK vorgelegt worden. Er hat jetzt die FSK-Freigabe
ab 16 bekommen. Es geht da um eine rassistische
Gruppe, die in Frankreich Selbstjustiz verübt gegen
Homosexuelle und andere Minderheiten. Damals war
man sehr sensibel und hat auch bei der FSF dieses Ur-
teil bestätigt: schwer jugendgefährdend, weil eine
Fehlidentifikation mit den Tätern möglich war. Jetzt
urteilt die FSK: Nein, die Figuren sind klar als Verbre-
cher gezeichnet, also gab es eine andere Bewertung. 

Wie sieht die Resonanz der Medien auf Ihre Arbeit aus?
Die war anfangs sehr skeptisch. Man macht den Bock
zum Gärtner, die Privaten kontrollierten sich selbst,
so lautete anfangs der Tenor der Berichterstattung.
Das kam natürlich daher, dass die wenigsten die Kon-

struktion kannten. Man dachte, es seien Vertreter der
Sender in den Ausschüssen, von denen man annahm,
sie hätten kein Interesse an einer Kritik an den eige-
nen Programmen. Häufig wurden Urteile als zu liberal
kritisiert in Fällen, wo wir selbst meinten, jugend-
schutzorientiert zu argumentieren, während das Pro-
blematische am jeweiligen Programm kein Jugend-
schutzproblem war, vielleicht eher ein Geschmacks-
problem, ein ästhetisches oder was auch immer. Man
muss schon wirkungsorientiert argumentieren. Ein
Format wie „Popetown” geriet 2006 in die Kritik, weil
Menschen sich in ihren religiösen Gefühlen verletzt
fühlten. Während wir zum Urteil gelangten, eine sol-
che Comedy-Serie dürfe nicht verboten werden. 

Dann gibt es den Einschnitt 2003. Bis zu diesem Zeit-
punkt existierte das Problem fehlender Rechtssicherheit.
Wieso ging es dann aufwärts? 
Die FSF konnte anfangs zwar Entscheidungen treffen,
die endgültige Entscheidungsbefugnis lag aber weiter-
hin bei den Landesmedienanstalten. Und die kamen
gelegentlich zu einem anderen Ergebnis. 

Mit bestimmten Anträgen gingen die Sender sei-
nerzeit lieber zur FSK, weil deren Entscheidungen
nicht überstimmt werden konnten. Als Tiefpunkt der
FSF-Prüfpraxis gilt das Jahr 2000 – da war die Anzahl
der monatlichen Prüfungen im Schnitt auf unter 30
gesunken. Seit der offiziellen Anerkennung als Ein-
richtung der Freiwilligen Selbstkontrolle im Jahr 2003
arbeiten Aufsicht und Selbstkontrolle Hand in Hand.
Die Aufsicht guckt: Läuft das System? Und nicht: Ist
der einzelne Beitrag richtig oder falsch bewertet? Das
hat sich zum Guten gewendet bzw. gebessert.

Viele Kritiker sind der Ansicht, im digitalen
Zeitalter sei die hierzulande minutiöse
Regulierung des Privat-TV anachronis-
tisch. Das viel größere Gefährdungs -
potenzial habe sich längst ins Inter -
 net verlagert. Bekommen Sie da als
Prüferin nicht gelegentlich eine
Identitäts krise? 
Es gibt nicht wenige, die eine Um-
orientierung im Jugendschutz for-
dern, hin zur Verbraucherinforma-
tion und zur Medienerziehung. Also
einfach jemanden an der Kinokasse
raus winken – das funktioniert in
der digitalen Ära nicht mehr. Es ist
auch wenig überzeugend, einerseits
eine ein Jahr alte „Joko und Klaas”-
Sendung zu beanstanden, andererseits
auf die aktuellen Herausforderungen
wie Internet und Konvergenz kei-
ne Antwort zu wissen.        
Das Gespräch führte
Günter Herkel n

JUGENDMEDIENSCHUTZ

Erziehungswissenschaftlerin
Claudia Mikat leitete von
1994 bis 2001 die FSF-Ge-
schäftsstelle. 
Sie war Redaktionsmitglied
der von der FSF herausge-
gebenen Fachzeitschrift 
tv diskurs. Seit 2001 ist sie
hauptamtliche Vorsitzende
der Prüfausschüsse und Lei-
terin der Programmprüfung
bei der FSF.

Prüfpraxis im Wandel
Claudia Mikat, Leiterin der Programmprüfung bei der FSF, zieht ein Resümee
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  Lesefassung des 
  novellierten Gesetzes: 

http://tinyurl.com/lnlat4u

Verabschiedet wurde das novellierte Landesmedien-
gesetz vom Landtag Anfang Juli nach einem über
mehr als ein Jahr lang andauernden Prozess von An-
hörungen und auch öffentlicher Erörterung im Inter-
net. Die zuständige Ministerin Angelica Schwall-
 Düren preist das Gesetz als „modern und richtungs-
weisend” und versieht es mit den Etiketten „Trans -
parenz”, „Vielfalt” und „Partizipation.” Am stärksten
öffentlich diskutiert wurde die Lokaljournalismus-Stif-
tung – wir werden uns damit in einer der nächsten
Ausgaben näher befassen. 

Unter der Rubrik „Vielfalt” verkauft die rot-grüne
Landesregierung ausgerechnet den Aufbau einer zwei-
ten privaten landesweiten Hörfunkkette. Landesweit
sendet bisher das von Verlegern finanzierte „Radio
NRW”, das als Gemeinschaftsprogramm auf allen Sen-
deflächen läuft, die die 49 nordrhein-westfälischen
Lokalradios nicht bespielen. Welche Art von „Vielfalt”
nun eine neue private Hörfunkkette in die Medien-
landschaft einbringen soll, ist nicht ersichtlich. 

Dem Gesetz zufolge dürfen jedenfalls frei wer-
dende UKW-Frequenzen nur ans Privatradio vergeben
werden. In den Worten von NRW-Staatssekretär Marc
Jan Eumann heißt das „Stärkung der privatwirtschaft-
lichen Säule”. Für die öffentlich-rechtlichen Radiopro-
gramme ist lediglich festgeschrieben, den Status quo
zu erhalten. Dass allerdings in NRW durchaus noch

Bedarf an Ausbau besteht, etwa an Frequenzen für
Deutschlandradio, scheint die rot-grüne Medienpolitik
vergessen zu haben. Deutschlandfunk und Deutsch-
landradio sind immer noch in Teilen des Landes
schlecht oder gar nicht zu empfangen. 

Die Bürgermedien zu stärken, gehört zu den de-
finitiven Absichten des Gesetzes. Es wird behauptet,
dass Bürgerradios in der öffentlichen Kommunikation
noch eine wichtige Rolle spielen – was man angesichts
der enormen Rolle der sozialen Netzwerke durchaus
auch bestreiten kann. Auf die veränderte Kommuni-
kationslage reagiert das Gesetz immerhin mit der Be-
stimmung, dass die Bürgerfunker jetzt auch im Netz
ihre Programme zeit- und sendeplatzunabhängig prä-
sentieren dürfen. Bürgerfunker werden künftig auch
Sitz und Stimme in der Medienkommission  haben,
dem Kontrollgremium der Landesanstalt für Medien
(LfM), die für die Aufsicht über die privaten Medien
zuständig ist. 

Medienpolitische Kraft. Die Rolle der Landesanstalt
für Medien (LfM) wird mit dem neuen Gesetz stark
aufgewertet. Sie wird nun in NRW eine medienpoli-
tisch entscheidende Kraft. Mit einem Stiftungskapital
von 1,6 Mio Euro finanziert sie die geplante Lokal-
journalismus-Stiftung. Sie ist nunmehr auch für die
Netzneutralität zuständig – was sich Grüne und Pira-
ten als Verhandlungs erfolg zuschreiben. Auch wissen-
schaftliche Forschung zur Netzneutralität soll die LfM
fördern. Ferner hat die Anstalt jetzt die Aufsicht über
die Telemedien, also auch für die Online-Auftritte et-
wa der landesweiten Radioprogramme; bisher war die-
se Aufsicht zwischen Landesregierung und LfM geteilt.
Zudem ist sie künftig verantwortlich für die sogenann-
te Medienversammlung, die einmal jährlich in Form
einer Konferenz zusammentritt und den Dialog zwi-
schen Machern und Publikum befördern soll. Der LfM
wird auch abverlangt, jährlich einen Konzentrations-
bericht vorzu legen – was bei der Medienentwicklung
durchaus sinnvoll ist. 

Zugleich wird auch der Medienkommission eini-
ges abverlangt. Hier hat die rot-grüne Landesregierung
interessante Regularien ins Gesetz geschrieben, die Ar-
beit des Gremiums muss insgesamt transparenter wer-
den, es muss über seine Arbeit im Netz hinreichend
informieren. Sitzungen sind nunmehr grundsätzlich
öffentlich. Die Medienkommission bekommt mehr
Auskunftsrechte, mehr Ressourcen und kann eigen-
ständig Öffentlichkeitsarbeit betreiben. Die Zusam-
mensetzung des Gremiums wurde geändert, Vertreter
der Politik sind auf höchstens ein Drittel der Mitglie-
der beschränkt, dju und DJV bekommen je einen ei-
genen Sitz. Allerdings ist die Zahl der Politiker, die
vom Landtag entsandt werden, von sieben auf acht
gestiegen. Um wiederum den Anteil auf das angestreb-
te Drittel zu senken, wurden entsprechend die gesell-
schaftlichen Gruppen gestärkt. Verbände können jetzt
eigenständig Sitze beantragen. Damit ist das Gremien
auch gleich von 28 auf 41 Mitglieder angewachsen –
was erfahrungsgemäß der Gremienarbeit nicht beson-
ders gut tut. 

Alles in allem kommt einem das aber recht be-
kannt vor. Man kann diese Bestimmungen auch als
Reaktion auf das ZDF-Urteil lesen und, wenn man so
will, als Anregung auch für die ARD-Gremien, die so
manche Anpassung noch vor sich haben.

                                                              Fritz Wolf n

MEDIEN + POLITIK

Mehr Partizipation
Novelliertes Landesmediengesetz in NRW verabschiedet

Drei wesentliche Aspekte umfasst die Novellierung des Landesmediengesetzes in
Nordrhein-Westfalen. Eingerichtet wird eine „Stiftung für Vielfalt und Partizipation”,
die der Qualität im Lokaljournalismus zugute kommen soll. Eine zweite private 
landesweite Hörfunkkette wird schon 2015 auf Sendung gehen. Und der Bürgerfunk
soll nicht nur prinzipiell gestärkt werden, sondern sich auch im Internet präsentieren
dürfen. 

Im Landtag von Nordrhein-Westfalen in Düsseldorf haben die Abgeordneten gerade mit ih-
rer parlamentarischen Arbeit für das zweite Halbjahr begonnen. Das Mediengesetz wurde
Anfang Juli verabschiedet.    
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Es gibt sie in fast allen Redaktionen: Sogenannte Fe-
ste Freie, die dieselbe Arbeit machen wir ihre regulär
beschäftigten Kolleginnen und Kollegen, aber ohne
Arbeitsvertrag, nicht sozialversicherungspflichtig und
oft für weitaus weniger Geld. Bei der Hessischen/
Niedersächsischen Allgemeinen (HNA) ist damit nun
Schluss. Nach einer Prüfung durch die Rentenversiche-
rung hat das zum Ippen-Konzern gehörende Unterneh-
men etwa ein Dutzend Freiberufler fest angestellt.

Wochenlang hatten Ermittler der Sozialversicherung
Nordhessens größte Zeitung im Frühjahr unter die Lu-
pe genommen. Nach Informationen dieser Zeitschrift
mussten Autoren in einem langen Fragebogen Aus-
kunft über ihre Tätigkeiten, über Verdienst, Arbeitsort
und Einbindung ins Redaktionsgeschehen geben. Er-
gebnis der offenbar anlasslosen Prüfung war, dass 
diverse Arbeitsverhältnisse als Scheinselbständigkeit
identifiziert wurden. Schließlich fanden Sozialversi-
cherung und Verlagsleitung eine einvernehmliche Lö-
sung. Demnach werden etwa ein Dutzend „Feste
Freie” in ein reguläres Beschäftigungsverhältnis in der
HNA-Redaktion übernommen. Weiterhin freiberuf -
liche Tätigkeiten sollen von der redaktionellen Arbeit
stärker abgegrenzt werden.

„Jetzt gibt es eine klare Regelung, mit der freiberuf -
liche und feste Tätigkeiten rechtlich einwandfrei und
sauber getrennt sind”, sagt Betriebsratsmitglied Gerd
Henke. „Von den Kolleginnen und Kollegen wird das
in jedem Fall begrüßt.” Henke erwartet, dass die Vor-
gänge bei der HNA in die Branche ausstrahlen. „Wenn
so etwas bei der größten Zeitung der Region geschieht,
erzeugt das schon Aufmerksamkeit, auch über Nord-
hessen hinaus.” Alle Verlage seien nun angehalten,
die Freien-Verträge auf eine gesunde und abgesicherte
Basis zu stellen. 

Das meint auch Manfred Moos, Leiter des Fach-
bereichs Medien im ver.di-Landesbezirk Hessen. „Die
HNA ist beileibe kein Einzelfall. Scheinselbstständigkeit
ist in der Branche leider gang und gäbe.” Moos sieht
das als Folge einer Verlagspolitik, die vor allem auf
Kostensenkung und Flexibilität setzt. „Der Begriff ‘Fes-
te Freie’� ist im Grunde zumeist nichts anderes als eine
Umschreibung für untertariflich entlohnte Arbeitsver-
hältnisse”, kritisiert der Gewerkschafter. Oft machten
die Pauschalisten genau dieselbe Arbeit wie Redakteu-
re mit regulären Verträgen – aber für weniger Geld.

Bei der HNA gelten Tarifverträge allerdings auch
für die rund 500 Festangestellten seit 2007 nur noch
in der Nachwirkung. Neue Kolleginnen und Kollegen
werden mit einem Einstiegsgehalt von etwa 2.600
Euro brutto abgespeist – monatlich rund 500 Euro we-
niger als im ver.di-Tarif garantiert. Dennoch hat die
HNA mit der offenbar langjährig gewachsenen Praxis,
einen Teil der Redaktion mit prekären Pauschalisten
zu bestücken, sicher reichlich Geld gespart – zu Lasten
der Beschäftigten und der Sozialversicherungen. Letz-
tere sind nun aktiv geworden. Der Kasseler Dierichs-
Verlag, in dem die HNA erscheint, wollte sich auf Nach-
frage nicht zu „betriebsinternen Themen” äußern.

Konsequent gegen Scheinselbstständigkeit. ver.di
hingegen bezieht klar Stellung. „Wir begrüßen es aus-
drücklich, wenn die Sozialversicherungsträger konse-
quent gegen Scheinselbstständigkeit vorgehen”, er-
klärt Veronika Mirschel vom Referat Selbstständige
beim ver.di-Bundesvorstand. „Es darf nicht sein, dass
Konzerne das Geschäftsrisiko auf prekär Beschäftigte
verlagern, die nur wenige Mittel haben, sich zur Wehr
zu setzen.” Die Festanstellung vermeintlicher Freibe-
rufler bei der HNA sieht die Gewerkschafterin als Sig-
nal und Vorbild für andere Unternehmen. „Wer von
seinen Beschäftigten gute Arbeit und Engagement er-
wartet, sollte sie auch vernünftig bezahlen und sie im
korrekten Status beschäftigen.”

Keinesfalls dürften freie Autoren bei der HNA in-
folge der Neuregelungen benachteiligt werden, betont
Mirschel. Denn es sei nicht auszuschließen, dass ein-
zelne Kolleginnen und Kollegen, die nicht in eine
Festanstellung übernommen wurden, dadurch Aufträ-
ge verlieren. „Die Verantwortung für die Probleme
trägt der Verlag, der prekäre Arbeitsverhältnisse über
Jahre hinweg aufgebaut hat – das darf nun nicht auf
dem Rücken der Journalisten ausgetragen werden.”

                                                    Daniel Behruzi n

TARIFE UND BERUF

Fest statt frei
HNA: Reguläre Arbeitsverträge nach Prüfung durch Rentenversicherung

  Merkmale von Scheinselbstständigkeit

Die Deutsche Rentenversicherung nennt eine Reihe von Merkmalen. Je mehr von diesen zu-
treffen, desto wahrscheinlicher ist, dass ein Fall von Scheinselbstständigkeit vorliegt:
• Sie haben die uneingeschränkte Verpflichtung, allen Weisungen des Auftraggebers Folge zu

leisten;
• Sie müssen bestimmte Arbeitszeiten einhalten;
• Sie haben die Verpflichtung, dem Auftraggeber regelmäßig in kurzen Abständen detaillierte

Berichte zukommen zu lassen;
• Sie arbeiten in den Räumen des Auftraggebers oder an von ihm bestimmten Orten;
• Sie haben die Verpflichtung, bestimmte Hard- und Software zu benutzen, sofern damit ins-

besondere Kontrollmöglichkeiten des Auftraggebers verbunden sind. 

Quelle: Deutsche Rentenversicherung: http://tinyurl.com/kfou7es
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Gemeinsames Tarifergebnis für
dpa-Mutter und die Töchter
Premiere: Erstmals haben sich die Gewerkschaften DJV und
ver.di mit der dpa-Geschäftsführung nach langen und schwie-
rigen Verhandlungen auf einen Tarifabschluss geeinigt, der für
die Beschäftigten der dpa-Mutter ebenso gilt wie für die Be-
schäftigten in den journalistischen dpa-Tochterunternehmen.
Zum ersten Mal wurde für alle gemeinsam verhandelt, um end-
lich die Benachteiligung vieler Beschäftigter bei den Tochter-
Firmen zumindest zu verringern und gleichzeitig den Mantel-
tarifvertrag für die Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter der Mut-
tergesellschaft abzusichern. Erstmals wurde auch eine einheit-
liche Tariferhöhung für alle Beschäftigten vereinbart. 

Danach gilt der Manteltarifvertrag für die Beschäftigten der
Muttergesellschaft unverändert weiter, die 13,8 Monatsgehälter
und die Zahl der Ausgleichstage bleiben ebenso bestehen wie
die Höhe und Art von Zuschlägen oder Urlaubsregelungen.

Für die Töchter gibt es den Einstieg in einen eigenen Man-
teltarifvertrag, in dem zunächst Regelungen zum Urlaubsgeld
von 600 Euro in 2014 und 2015 (400 für Volos und Azubis), ein
13. Gehalt und mit einem Zuschuss zum Krankengeld ab der
siebten Woche der Arbeitsunfähigkeit die identische Regelung
wie bei der dpa-Mutter festgehalten sind.

Alle rund 750 Beschäftigten der Mutter und der Töchter
bekommen rückwirkend ab 1. Mai einen Festbetrag von 80 Euro
mehr im Monat, ab 1. Mai 2015 werden die Gehälter um wei-
tere 80 Euro angehoben. Der Tarifvertrag läuft bis zum 31. Ja-
nuar 2016. (Erklärungsfrist bis 15. September)

Der Verzicht auf eine klassische lineare Erhöhung der Ge-
hälter um einen Prozentwert kommt vor allem den unteren
Einkommensgruppen zugute. „Wir haben ein langjähriges Ziel
der Gewerkschaften in der dpa erreicht. Erstmals haben die Kol-
leginnen und Kollegen in den dpa-Töchtern tarifvertraglich
 abgesicherte Ansprüche auf Zusatzleistungen. Ein hohes Maß
an Solidarität aller in der dpa Beschäftigten hat zu dem Ergebnis
wesentlich beigetragen”, erklärten die Verhandlungsführer Re-
gine Sakowsky vom DJV und Matthias von Fintel von ver.di.

                                                                                  Red. n

Einigung für Lokalfunker
in Nordrhein-Westfalen
Wochen vor Ablauf des gültigen Gehaltstarifvertrags haben sich
die Tarifgemeinschaft Lokalfunk NRW mit dem DJV-NRW und
ver.di auf Gehaltserhöhungen geeinigt. Ab dem 1. Dezember
2014 erhalten die rund 600 Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter
der nordrhein-westfälischen Lokalfunkstationen linear 2,3 Pro-
zent mehr Gehalt. Zum 1. Februar 2016 erfolgt eine weitere Er-
höhung um 2,2 Prozent. Der Manteltarifvertrag wird unbefristet
wieder in Kraft gesetzt. Er kann erstmals zum 30. September
2017 wieder gekündigt werden. Auch der Vertrag zur betriebli-
chen Altersvorsorge gilt ab diesem Jahr.

„Wir sind froh, dass der Manteltarifvertrag nun wieder un-
befristet gilt und die Hängepartie der letzten Jahre beendet ist.
Mit den Gehaltserhöhungen von insgesamt 4,5 Prozent können
wir zufrieden sein”, erklärt ver.di-Verhandlungsführer Christof
Büttner. Die Verhandlungsführerin des DJV-NRW, Dr. Anja Zim-
mer, betont: „Das Gesamtpaket ist gut, auch weil damit endlich
ein Einstieg in die Altersvorsorge erreicht wurde. Wir haben so
eine langfristige Sicherung für die Beschäftigten im Lokalfunk
erreicht.” Die Laufzeit des neuen Gehaltstarifvertrags beträgt 32
Monate, er endet im April 2017.                                      Red. n

JUGEND
MEDIEN
TAGE 14
Frankfurt am Main
6. bis 9. November 2014

500 junge Medienmacher
Vier unvergessliche Tage!

Jetzt anmelden!

Workshops
Medientouren
Diskussionen
Eine exklusive Party

www.jugendmedientage.de
facebook.de/Jugendmedientage

Eine Metropole

Das Event für junge
Medienmacher
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Eins gleich vorneweg: Ich mag meinen Job. Wenn ich
noch einmal wählen könnte, würde ich mich jeder-
zeit wieder genau für diesen Beruf entscheiden. Ich
finde es toll, jeden Tag in einer kreativen Atmosphäre
zu arbeiten, sofort Verantwortung zu übernehmen,
immer mittendrin zu sein. An sich mag ich sogar den
Stress. 

Aber in der PR-Branche hat dieser Stress mittler-
weile offenbar ein Ausmaß erreicht, das erschreckend
und alarmierend ist. Mit den Angestellten werden fast
nur noch befristete Arbeitsverträge geschlossen, die
sich dann von Verlängerung zu Verlängerung han-
geln – oder je nach Belieben des Arbeitgebers eben
nicht verlängert werden. Bei meinen Arbeitgebern war
es üblich, eine sogenannte „Vertrauens-Arbeitszeit” zu

vereinbaren. Das heißt im Klartext, man erwartet von
den Mitarbeitern, dass sie 50 bis 60 Stunden pro Wo-
che für das Unternehmen arbeiten. Wer früher geht,
wird schief angesehen, nicht nur vom Chef, auch von
den eigenen Kollegen. Die stehen alle unter einem un-
glaublichen Arbeits- und Erfolgsdruck. Da gilt es dann
als uncool, wenn man Mittagspause macht oder wenn
man am Freitagabend schon um acht nach Hause
will. Profiteure in diesem System sind die Chefs: Sie
können im besten Fall dem Kunden 60 Arbeitsstun-
den berechnen und dem Mitarbeiter nur 40 bezahlen.
In diesem Klima wird ein Leistungskodex suggeriert,
durch den sich viele ihre Nerven und ihre Gesundheit
ruinieren. Und wenn jemand auf der Strecke bleibt
mit Burnout oder Depressionen, dann heißt es, der
war einfach nicht hart genug. 

Das gilt gar nicht mal so sehr für die großen und
bekannten PR-Agenturen. Die können Kostentäler noch
halbwegs verkraften. Aber daneben gibt es ja noch
viele kleine „No-Name”-Agenturen, die noch mehr
 jeden Tag um Aufträge kämpfen müssen. In Krisen -
zeiten sparen viele Firmen in erster Linie am Werbe-
budget beziehungsweise in der PR. Dann geraten die
kleineren Werbe- und PR-Agenturen schnell ins Tru-
deln und geben den Kostendruck an ihre Beschäftigten
weiter, sie zahlen schlechtere Gehälter oder stellen Bil-
ligarbeitskräfte ein. Es sind oft junge, ehrgeizige Leute
zumeist, die noch über wenig Kompetenz verfügen,
aber zu schonungsloser, schlecht bezahlter Arbeit be-
reit sind. Überstunden werden zum selbstverständ -
lichen Dauerzustand. Eine Standardfloskel in den Ver-
trägen lautet: „Eventuell zu leistende Überstunden
sind mit dem Gehalt abgegolten.” Ich habe selbst er-
lebt, dass die Verweigerung von monatelangen Zwölf-
stundenschichten die Kündigung nach sich gezogen
hat. Und wenn man mal Urlaub nehmen will, be-
kommt man keine Urlaubsvertretung. Das bedeutet
Mehrarbeit vor dem Urlaub und dann gleich wieder
Mehrarbeit nach dem Urlaub, weil die Arbeit liegen ge-
blieben ist. An Erholungseffekte ist da kaum zu denken.

Jämmerlich bezahlt. Immer wieder versuchen PR-
Leute, aus dieser Knochenmühle auszusteigen und
sich selbstständig zu machen. Das hat den großen
Vorteil, dass man sein eigener Herr ist. Aber aus mei-
ner Sicht wäre das kein Weg. Für diesen Existenz-
kampf bin ich einfach nicht geschaffen. Ich will, dass
ein Arbeitgeber in der Pflicht ist, mich im Krankheits-
fall abzusichern und meinen Urlaubsanspruch zu er-
füllen. Sicher, viele beißen sich selbstständig durch
und fühlen sich sogar wohl dabei – sie kommen über
die Runden. Aber viele Selbstständige werden jäm-
merlich bezahlt. Einmal habe ich eine Freelancerin sa-
gen hören: Würde ich mich den ganzen Tag in eine
Bäckerei stellen, würde mehr rumkommen.

TARIFE + BERUF

Licht und Schatten
einer Hochglanzbranche
Eine Insiderin über den Arbeitsalltag in der PR-Branche

Johanna* ist kürzlich als Marketingleiterin von einem großen Unternehmen angestellt
worden: Befristet natürlich, wie sie es schon zuvor aus dem PR-Bereich kannte. Aber
immerhin für einen gewissen Zeitraum hat sie ein festes Gehalt sicher, auch wenn es
nicht gerade astronomisch ist. Seit Jahren bewegt sich Johanna in einer Szene, die der
Normalbürger gern mit Worten wie „hipp” oder „glamourös” umschreibt; und es ist
durchaus was dran an dem Klischee von den gut aussehenden, lässig-weltgewandten
Menschen, die in Markenklamotten zur Arbeit gehen, in Nobelrestaurants Projekte
besprechen und über alle Trends der Mode und Gesellschaft bestens orientiert sind.
Aber was steckt hinter dem vermeintlichen Glanz? 
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Ich selbst habe eine Lösung darin gefunden, dass ich
von den PR-Agenturen ins Marketing gewechselt bin.
Das ist ein eher ungewöhnlicher Weg, aber für mich
ergibt er Sinn. Ich habe ganz bewusst mit der PR-Szene
abgeschlossen, und ich möchte auch nicht wieder zu-
rück in diese Scheinwelt, die da vorgelebt wird. 

Im Grunde kommt es nicht auf die Arbeitsform
an, sondern darauf, die Bedingungen zu verbessern,
unter denen unsere Arbeit sich abspielt. Und dabei
könnte meines Erachtens auch ver.di eine wichtige
Rolle spielen. Ich bin überzeugtes ver.di-Mitglied und
fühle mich bei ver.di sehr gut aufgehoben. Erst kürz-
lich habe ich bei einem Streit mit meinem ehemaligen
Arbeitgeber den Rechtsschutz der Gewerkschaft in An-
spruch genommen und bin sehr engagiert vertreten
worden – dafür möchte ich allen beteiligten Mitarbei-
tern auf diesem Weg noch einmal herzlich danken. 

Aber ver.di wacht momentan mehr über die Be-
findlichkeiten der Journalisten, und ich würde gern
anregen, dass sie sich auch der Marketing- und PR-
Branche mehr zuwendet. Ich weiß, die meisten Leute
halten unseren Bereich für eine individualistische
Hochglanzszene, und teilweise ist sie das ja auch. Aber
wo viel Licht ist, ist viel Schatten, deshalb brauchen
wir die Hilfe einer starken Gewerkschaft mindestens
genauso dringend wie die Journalisten. 

Korrekte Arbeitszeiten einfordern. Es gibt eine
 Reihe von gesetzlichen Regelungen wie das Arbeits-
zeitschutzgesetz, die aber in der Praxis ständig unter-
laufen und umgangen werden, weil kein Mensch die
Umsetzung kontrolliert. Hier sind die Gewerbeauf-
sichtsämter gefragt, um verstärkt Betriebskontrollen
durchzuführen und die Einhaltung der Arbeitszeiten
zu prüfen. Denkbar wäre auch, dass die Krankenkas-
sen mehr nachhaken, nachdem sie  hohe Kranken-
stände in den einzelnen Bereichen festgestellt haben. 

Allerdings ist der Ruf nach verstärkten Kontrollen
vergeblich, wenn korrekte Arbeitszeiten gar nicht 
eingefordert werden, wenn die Beschäftigten sich alles
bieten lassen. Das ist natürlich für Angestellte mit 
wackeligen sprich befristeten Arbeitsverträgen beson-
ders schwer! Ein Weg wären vielleicht Ombudsleute
in den Agenturen, an die man sich als Angestellter im
Konfliktfall wenden kann? Hier verfügt ver.di be-
stimmt über einige Erfahrungen. Und auch die Politik
ist auf vielen Feldern gefordert. Zum Beispiel bedarf
es endlich klarer gesetzlicher Regelungen für den
Schutz von Whistleblowern, wofür auch ver.di ge-
meinsam mit anderen Organisationen seit Jahren 
eintritt. Denn je mehr die Zustände auch in dieser
Branche an die Öffentlichkeit gelangen, desto stärker
können die Arbeitgeber gerade bei den großen Agen-
turen arbeitsrechtlich in die Pflicht genommen wer-
den. Vor allem sollte die grassierende Unsitte der be-
fristeten Verträge eingedämmt werden – sei es durch
Auflagen oder Quoten, die man den Agenturen setzt,
oder sei es durch gerichtliche Schritte, die natürlich
wiederum hauptsächlich nur durch die Betroffenen
selbst erreicht werden können.

Ich hoffe, dass in unserer Branche bald ein
grundsätzliches Umdenken einsetzt, denn wenn alles
so weiterläuft wie zurzeit, leidet unsere Medienland-
schaft genauso wie die Menschen, die sie tagtäglich
gestalten. Ich würde gern dazu beitragen, dass sich
hier etwas zum Besseren bewegt – gerade weil ich mei-
nen Job mag.                Aufgeschrieben von Tanja Stern

TARIFE + BERUF

SLANG Radio
Das Internet hat die Radiolandschaft noch nicht umgekrempelt.
Es hat aber eine vielfältige Landschaft an kleinen und kleinsten
Webradios hervorgebracht. Mit minimalen Einstiegsinvesti -
tionen lässt sich im Netz ein Programm erstellen, das vom
 potenziellen Publikum radio-artig gestreamt werden kann. Bei
vielen der internetbasierten Sender handelt es sich allerdings
um reine Abspielstationen für Musik, bei denen das Rund-um-
die-Uhr-Gedudel nur sporadisch von uninspirierten Modera -
tionen unterbrochen wird.

SLANG Radio hingegen ist publizistisch hoch ambitioniert. Das
„Radio für ein barrierefreies Leben” hat einen Fokus auf
 Behindertenthemen. Ein Team von 14 Leuten produziert eine
Mischung aus Informations- und Musiksendungen mit oder
 ohne expliziten Blick auf behindertenrelevante Berichterstat-
tung. Es geht um Sozial- und Behinderten-Politik, Sport, Rat -
geber-Themen. Es gibt Hörfunk-Tipps und moderierte Musik-
sendungen. Klassische Nachrichten werden zweistündlich 
aktualisiert bei einer Agentur eingekauft. SLANG Radio sendet
rund um die Uhr, vieles davon ist moderiertes Programm.

Das erste Mal auf Sendung ging es im Februar 2010. Der Grün-
der Sascha Lang, selbst sehbehindert, hatte vorher bei einem
Radiosender in Trier gearbeitet danach bei einem schon beste-
henden Webradio für Behinderte. Er war mit dem existierenden
Angebot aber nicht zufrieden: „Ich habe mich gefragt, was im
Netz möglich ist. Ende Juni 2009 habe ich mich entschieden,
ein eigenes Internetradio aufzumachen.”

Als Brotberuf taugt die Leitung des
Webradios nicht, meint Lang. Er
zahle teilweise sogar drauf. Anders
als bei einigen anderen Hörfunksta-
tionen im Netz müssen die ehren-
amtlich arbeitenden Moderatoren
allerdings nicht auch noch dafür bezahlen, dass sie moderieren
dürfen, das ist ihm wichtig: „Ich will, dass die mir nicht Geld
für eine Sendung abliefern, sondern professionelle Arbeit.” Sa-
scha Lang hat mehrere Jobs, von denen er lebt, unter anderem
arbeitet er als Freier für RTL Radio Lëtzebuerg.

Dort ist die Reichweite sehr viel höher. Bei SLANG Radio schätzt
er, dass es durchschnittlich 20–30 Zuhörer pro Sendung gibt.
Am erfolgreichsten ist die Kindersendung „SLANG Kids”, da
sind zwischen 30 und 50 Zuhörer dabei, der absolute Rekord
in einer Sendung lag bei 380 Hörern. Im klassisch terrestrischen
Radio hätte es ein Sender wie SLANG Radio schwer. Dort geht
nichts ohne eine vermarktbare Mindestzuhörerschaft, die weit
über der des kleinen Netzradios liegt. Auch wenn das Internet
an der Vormachtstellung der klassischen privaten und öffent-
lich-rechtlichen Sender noch nicht einmal gekratzt hat, konnte
hier doch eine kleine, aber feine Gruppe hoch ambitionierter
Kanäle entstehen, die ihrer überschaubaren Zuhörerschaft ein
für sie relevantes Programm bieten. SLANG Radio gehört da-
zu. Stefan Mey n

www.slangradio.de

Engagierte Medien abseits des Mainstreams sind 
hochinteressant, aber wenig bekannt. Deshalb stellt
M mit dieser Rubrik in jedem Heft eines davon vor.

Sc
ho

n 
en

td
ec

kt
?

*Der Name Johanna 
wurde von der Redaktion 
geändert. Die auf dem Feature-
bild abgebildete Person ist
nicht Johanna.
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Sex geht immer als Thema im Journalismus. Weil die-
ses Jahr die Prostitution in Deutschland gesetzlich neu
geregelt werden soll, stehen Berichte aus dem „Rot-
lichtbezirk” ganz oben. Dabei ist „die öffentliche und
die mediale Debatte über Prostitution zum Teil noch
immer durch Vorurteile, fehlendes Wissen und Skan-
dalisierung geprägt”. So schätzt der Bundesrat die
 Lage ein in einer Entschließung aus dem Frühjahr. 

JournalistInnen haben neuerdings mit dem Berufsver-
band erotische und sexuelle Dienstleistungen (BesD)
einen weiteren Ansprechpartner für einschlägige
 Recherchen. Bisher gab es schon den Bundesverband
sexuelle Dienstleistungen – dort sind viele Betreiber
organisiert – und die Fachberatungsstellen.

„Das Thema ist zugemüllt mit Vorurteilen und
Klischees”, sagt Hanna Hofmann, Mitglied beim BesD.
Ganz zuvörderst ist es die Gleichsetzung von Prosti-
tution mit massenhafter Zwangsprostitution, die sie
und ihren Verband umtreibt. Zunächst sei dabei
schon mal die Zahl von 400.000 oder mehr Prostitu-
ierten in Deutschland wenig fundiert. Eine realitäts-
nähere Zahl liege wohl bei deutlich weniger als der
Hälfte, so Hofmann. Sie stützt sich dabei auf Zahlen
des „Runden Tisches Prostitution”, den das Gesund-
heitsministerium in Nordrhein-Westfalen organisiert.

Manche Medien arbeiten einer schärferen Regu-
lierung zu, wenn etwa Deutschland zum Bordell
Europas erklärt wird. Emma-Herausgeberin Alice
Schwarzer stieß eine Kampagne an, legale Prostitution
abzuschaffen, die von vielen Prominenten getragen
wird. Auch das in Schweden eingeführte Verbot, se-
xuelle Dienstleistungen einzukaufen (Sexkauf-Verbot)
und eine – vorläufig zwar gescheiterte – ähnliche Ge-
setzesvorlage in Frankreich verstärken in Deutschland
den Regulierungsdruck.

Der Ende 2013 gegründete BesD würde gerne an-
dere Themen setzen. Die Mitgliederzahl in ihrem Ver-
band sei zwar noch steigerungsfähig, zum aktiv mit-
arbeitenden Umfeld gehörten aber mehrere hundert
SexarbeiterInnen, sagt Johanna Weber, die politische
Sprecherin des BesD. Ein Kongress am 24. September
in Berlin soll neben Öffentlichkeit auch einen Schub
im Organisationsgrad bringen (www.sexarbeits-kon-
gress.de).

Der BesD setzt sich für bessere Arbeitsbedingun-
gen von SexarbeiterInnen ein. Er macht zum Beispiel
Vorschläge, wie das Gewerberecht reformiert werden
kann, ohne dass nur noch Großbordelle eine Lizenz
erhalten, wie es in Wien passiert sei. Sexarbeiterinnen
dürften auch nicht durchs Gewerberecht zwangsweise
geoutet werden. Die Folge sei Diskriminierung im so-
zialen Umfeld bis hin zur Gefahr, dass Prostituierte
das Sorgerecht für ihre Kinder verlieren.

Weber ist selbst bei ver.di im
Fachbereich besondere Dienst-
leistungen organisiert. Sie for-
dert statt der bisher gängigen
Ausstiegsberatung auch eine
regelrechte Einstiegsberatung
für Prostituierte. Das könne
die Arbeitsbedingungen in
der Branche verbessern, in der
etwa 90 Prozent Frauen be-
schäftigt sind (etwa fünf Pro-
zent sind jeweils Männer und
Transsexuelle). Webers Kriteri-
um für eine Unterstützung bei
der Sexarbeit: „Wenn das eine
eigenständige Entscheidung
war, in die Prostitution zu ge-
hen, dann ist das zu akzeptieren.” Es könne auch
schiere Geldnot sein, die Frauen zum Anschaffen
bringt. Weber wirbt dafür, alle Formen der Prostituti-
on vom Straßenstrich bis zum exklusiven Escort-Ser-
vice in der Legalität zu halten. Verbote würden beson-
ders Einsteigerinnen nur in zusätzliches Elend stür-
zen, stärker in die Arme von „Beschützern” treiben.
Beim Thema Zwangsprostitution wünscht sie sich ei-
nen genaueren Blick: „Ja, es gibt auch schlechte Ar-
beitsplätze in unserer Branche und es gibt auch Ge-
walt, aber das ist nicht die Mehrzahl. Wir wünschen
uns auch, dass es diese Arbeitsplätze nicht gibt.”

Miese Arbeitsbedingungen sollten nicht mit
Zwangsprostitution verwechselt werden, sagt Undine
de Rivière, Pressesprecherin des BesD. Sie unterschei-
det die Opfer von Menschenhandel von den Opfern
der ökonomischen Umstände. Viele Frauen gingen in
die Prostitution, „weil Sexarbeit in Deutschland im
Vergleich zur wirtschaftlichen Situation in ihren Her-
kunftsländern die beste der ihnen zur Verfügung ste-
henden Alternativen ist”. Das träfe selbst auf Kranken-
schwestern oder Akademikerinnen zu, aber noch
mehr auf Frauen aus prekären Verhältnissen. Für de
Rivière kann bei Armutsprostitution Hilfe zum Um-
stieg in andere Berufe sinnvoll sein. Sie setzt aber auch
auf Information, Bildung, Empowerment: „Wenn die
Frauen in der Sexarbeit bleiben wollen, brauchen sie
Angebote zum Erwerb von Zusatzqualifikationen, da-
mit sie bestimmen können, welche Dienstleistungen
sie anbieten und sich ihre Kunden aussuchen.”

Mit der Skandalisierung schwindet ein Teil der
Faszination des Rotlicht-Gewerbes. Die BesD-Aktiven
machen Berufspolitik, reden über Mindeststandards
für Bordelle, berufliche Weiterbildungsangebote oder
über bessere Wertschöpfung in der Sexarbeit. Auch da-
rüber zu berichten, könnte helfen, dass Sexarbeit selbst-
bestimmter ausgeübt wird.         Mario Beisswenger n

TARIFE + BERUF

Zu viele Klischees 
über Sexarbeit 
Berufsverband erleichtert Recherche und Einblick 
in die Rotlicht-Branche

„Ein Schiff wird kommen …“
– Prostituierte im Hamburger
Hafen in den Sechzigern. 

Der bekannte Fotograf und
Journalist Günter Zint (Panfo-
to-Agentur) fotografiert seit
fünf Jahrzehnten im Hambur-
ger Rotlichtmilieu. 

Das Spektakuläre seiner Fotos liegt
in ihrer Wahrhaftigkeit. Zint hält
den Alltag der Sexarbeiterinnen 
mit all seinen Schattierungen im
Bild fest, dokumentiert durch un-
zählige Presseveröffentlichungen
und in beeindruckenden Fotobän-
den wie „Sexarbeit | Prostitution 
– Lebenswelten und Mythen“
(2005, aus gezeichnet mit dem
Deutschen Buchkunstpreis – 
Bestes Sachbuch) oder über die 
bekannte, verstorbene Prostituierte
von der Reeperbahn Domenica.
„Ich war nicht schön. Ich war
schlimmer.“ (2012)

Fo
to

: G
ün

te
r Z

in
t



Ein wertvoller Beitrag
zu Ihrer Altersversorgung:

Bis zu 100% gibt ’s von Ihrem Auftraggeber dazu.

otohpkcot
er

 | 
iS

ehp
ra

ogtohpbe
o:

 w
toF

Weitere Informationen unter: www.pk-rundfunk.de/mmmDie Altersversorgung für Freie.

M 6.2014 19

Tarifabschlüsse für Angestellte 
in Zeitungsverlagen 
Für die Angestellten in den Zeitungsverlagen in Baden-Württem-
berg und in Nordrhein-Westfalen konnten Tarifabschlüsse erreicht
werden, die im Wesentlichen der Einigung in der Druckindustrie
vom 14. April dieses Jahres entsprechen.

Danach gibt es in Baden-Württemberg ab 1. Mai 2014 eine
Gehaltserhöhung von 3 Prozent und ab dem 1. April 2015 noch-
mals 1 Prozent. Gleiches gilt für die Ausbildungsvergütungen. Die
Laufzeit beträgt 27 Monate (bis 31. März 2016). 

In Nordrhein-Westfalen werden die Gehälter und Ausbil-
dungsvergütungen ab dem 1. November 2014 und ab dem 1. No-
vember 2015 um jeweils 2 Prozent erhöht. Leider werden für die
Angestellten in NRW das Urlaubsgeld und die Jahresleistung von
bisher 175 künftig auf 150 Prozent eines Monatsgehalts abgesenkt.
Der Manteltarifvertrag kann erstmals zum 31. Dezember 2016 ge-
kündigt werden.                                                                    Red. n

Droege übernimmt Weltbild 
Der insolvente Weltbild-Konzern wird von dem Düsseldorfer In-
vestor Walter Droege übernommen. Der Kaufvertrag sei abge-
schlossen worden, teilte Weltbild-Insolvenzverwalter Arndt Gei-
witz Anfang August mit. Der Übernahme müssen nun noch das
Kartellamt, der Weltbild-Gläubigerausschuss und der Droege-Auf-
sichtsrat zustimmen. 

Für die Sanierung der Verlagsgruppe wurde ein Joint Venture
gegründet. Droege bringt 20 Millionen Euro  dafür ein und über-
nimmt in dem Gemeinschaftsunternehmen die Führung, Geiwitz
bleibt als Vertreter der Gläubiger zunächst Minderheitsgesellschaf-
ter des früheren Kirchenunternehmens. Das neue Besitzverhältnis
wird etwa 60 zu 40 Prozent sein. Später sollen auch die restlichen
Minderheitsanteile an Droege verkauft werden. Im Rahmen der
Insolvenz waren etwa 950 Jobs gestrichen worden. Der Betriebsrat
und die Gewerkschaft ver.di hatten sich positiv zum Verkauf an
Droege geäußert.                                                                   Red. n

„Frag den Dienst” unterstützt 
Auskunftsanträge
Die Journalistenvereinigung netzwerk recherche e.V. (nr) unter-
stützt Journalisten dabei, Auskunftsanträge an die Geheimdienste
zu stellen. Dazu hat das netzwerk den Generator „Frag den Dienst”
ins Netz gestellt. http://nrch.de/fragdendienst

Mit diesem Angebot können Journalisten bei den deutschen
Geheimdiensten anfragen, ob dort Akten über sie geführt werden
oder ob sie von deren Überwachungsmaßnahmen betroffen waren.
Ziel des Projektes ist, in Zeiten der zunehmenden Massenüberwa-
chung den Diensten zu zeigen, dass ihr Handeln von der Öffent-
lichkeit kritisch beobachtet wird. Die Aufmerksamkeit für das
 Problemfeld Geheimdienste im demokratischen Rechtsstaat muss
erhöht werden. Insbesondere für investigativ recherchierende
Journalisten ist eine Überwachung durch Geheimdienste und eine
damit einhergehende Ausforschung ihrer Informanten und Kon-
takte nicht hinnehmbar.                                                 wen n

90 Jahre Büchergilde Gutenberg
Genau 90 Jahre nach Gründung der gewerkschaftsnahen „Bücher-
gilde Gutenberg” wurde am 29. August in der Berliner Medien -
Galerie eine Ausstellung eröffnet, die die Geschichte der Buchge-
meinschaft nachvollzieht und für das gute Buch wirbt. Sie ist noch
bis zum 17. Oktober zu sehen.

Die Ausstellung „Das ist das Kampfzeichen – 90 Jahre Bücher-
gilde Gutenberg” findet im Haus der Buchdrucker an historischem
Ort statt – dort, wo zusammen mit dem Buchdruckerverband, der
Bildungsverband, die Buchgemeinschaft und die Buchdruckwerk-
stätte von 1926 bis 1933 beheimatet waren. Die Schau wird von
mehreren Veranstaltungen begleitet. So erfolgt am 15. Oktober die
Verlegung eines Stolpersteins für den Büchergilde-Lektor Erich
Knauf, der von den Nazis hingerichtet worden ist. 

MedienGalerie im Haus der Buchdrucker, Dudenstr. 10, 
10965 Berlin. Mo und Fr 14–16 Uhr, Di 17–19 Uhr, Do 14–19 Uhr.
www.mediengalerie.org                                                                  n
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Das Wort ausschließlich setzt Grenzen. Konkret be-
wirkt es, dass von der Zahlung des gesetzlichen
 Mindestlohns bis 2017 nur die Zeitungszusteller aus-
genommen sind, die „ausschließlich periodische
 Zeitungen oder Zeitschriften”, auch Anzeigenblätter
mit redaktionellem Inhalt „an Endkunden zustellen”.
So steht es im Mindestlohngesetz. Schlussfolgerung
von ver.di: Die meisten der rund 300.000 Zeitungszu-
stellerinnen und -zusteller in Deutschland haben ab
Januar 2015 Anspruch auf den vollen gesetzlichen
Mindestlohn von 8,50 Euro pro Stunde. „Ein Großteil
der Verlage und Vertriebsunternehmen lässt auch
Werbematerial austragen oder ist direkt ins Postge-
schäft eingestiegen. All diese Zusteller fallen nicht un-
ter die Ausschließlichkeitsforderung”, erklärt ver.di-
Tarifsekretär Siegfried Heim. Aus zuverlässiger Quelle
erfuhr ver.di dass man sich selbst beim Zeitungsverle-
gerverband dieser Logik nicht verschließen kann. Zäh-
neknirschend. Hatte man zur Durchsetzung von Aus-

nahmen für die Zusteller
doch eine aufwändige Lob-
bykampagne geführt, die
Pressefreiheit als Argument
aufgefahren und sich von
ver.di angebotenen Tarif -
verhandlungen verweigert.
Weitgehend umsonst, dank
eines – wie Insider behaup-
ten – fast zum Schluss in den
Gesetzestext gerutschten
„ausschließlich”. Zeitungs-
zustellerinnen und -zustel-

ler, die in ver.di organisiert sind und auch Prospekte
oder Briefe ausliefern, können mit gewerkschaft -
lichem Rechtsschutz zur Durch setzung des vollen
Mindestlohnanspruchs rechnen.

Denn dass Verleger oder Vertriebsfirmen aller -
orten klaglos 8,50 Euro zahlen werden, ist nicht
 anzunehmen. Vielerorts trickst man bereits bei der
Umrechnung des bisher üblichen Stücklohns in einen
Stundenlohn, gern in Kombination mit computer -
basierter Wegeberechnung oder dem Neuzuschnitt
von Zustellgebieten. Betriebsräte bei Funke Logistik in
Hagen haben solche optimierten Routen bei idealen
Bedingungen abgelaufen. „Die angegebene Zeit ver-
doppelte sich fast immer”, berichtet Betriebsratsvor-
sitzende Gabriele Wendel-Brand. Man sei dagegen
„Sturm gelaufen”. Nun bleiben solche Parameter beim
bevorstehenden Abschluss einer Betriebsvereinbarung
außen vor. Bei der Neuen Westfälischen Logistik
GmbH in Bielefeld hat man eine Berechnungsformel
für Zustellzeiten erdacht. „Wenn die ab jetzt bei allen
Neueinstellungen angewandt würde, könnte man in
Zukunft noch erheblich Lohnkosten einsparen”, em-
pört sich Betriebsratsvorsitzender Oliver Erdmann.
Nur die sportlichsten Zusteller in guten Bezirken
 kämen an diese Zeiten heran. ver.di hält deshalb mit
einem eigenen Vorschlag dagegen. „Wir fordern Zu-
stellerinnen und Zusteller dringend auf, Betriebsräte
zu wählen. Interessenvertretungen können ihre Mit -
bestimmungsrechte nutzen – auch, um die korrekte
Zahlung des Mindestlohns zu kontrollieren”, so Sieg-
fried Heim.                                                          neh n 

www.zeitungszusteller.verdi.de
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Ein- oder ausgegrenzt?
Die meisten Zeitungszusteller haben Anspruch auf vollen Mindestlohn ab 2015

Münstersche Zeitung verkauft 
Medienhaus Lensing aktiv beim Neuaufteilen der Region um Dortmund

ver.di-Aktion „Kein Lohn 
unter 8,50 Euro", keine 
Ausnahme für Zusteller,  
Anfang Juli in Pforzheim.

Fo
to

: v
er

.d
i

Das Dortmunder Medienhaus Lensing (Ruhr Nachrich-
ten) will sein Traditionsblatt Münstersche Zeitung (MZ,
19.500 Auflage) im Zuge einer Sanierungsfusion an
die Unternehmensgruppe Aschendorff in Münster ab-
geben. Sie ist Herausgeberin des Konkurrenten West-
fälische Nachrichten (115.000 Auflage). Man gebe die
seit Jahren defizitäre MZ lieber an den Wettbewerber.
Ansonsten müsse man sie einstellen, hieß es. Die 75
Beschäftigten der MZ sollen dpa-Medien zufolge über-
nommen werden. Die geplante Transaktion gaben
beide Verlage Anfang August bekannt. Nun muss
noch das Bundeskartellamt zustimmen. Zur gleichen
Zeit schloss Lensing die Lokalausgaben der Ruhr Nach-
richten in Bochum und Witten aus „wirtschaftlichen
Gründen”. 

Bereits 2007 machte der Verlag Lensing unrühm-
lich von sich reden. Mit einem Schlag wurde die kom-

plette Lokalredaktion der Münsterschen Zeitung – 18
Redakteure – entlassen (M 1–2/2007). 

Mit seinem Vorhaben sieben Lokalausgaben der
Westfälischen Rundschau (Funke Mediengruppe) aus
Sanierungsgründen zu übernehmen, ist Lensing im
Juli dieses Jahres an den Bedenken des Kartellamts ge-
scheitert. Die Behörde signalisierte, keine unmittelba-
re Insolvenzgefahr für die Lokalredaktionen zu sehen.
Die Übernahme hätte Lensing im auflagenstarken
Raum Dortmund auf dem Leser- und auf dem Anzei-
genmarkt zum alleinigen Anbieter gemacht. Die Fun-
ke Mediengruppe hatte Anfang 2013 die Redaktion
der defizitären Westfälischen Rundschau geschlossen.
Seitdem liefern andere Verlage die lokalen Inhalte, in
Dortmund sind es die Ruhr Nachrichten. Der Mantel-
teil kommt von den Zeitungen der Funke-Gruppe.  

                                                  wen/dpa-Medien n
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In den Hamburger Großverlagen rumort es. Chefredak-
teure großer Blätter werden hektisch ausgetauscht,
beim Spiegel rebelliert die Printredaktion gegen ihren
angeschlagenen Chef. Am härtesten trifft es die Be-
legschaft der Bertelsmann-Tochter Gruner + Jahr. Dort
soll in den nächsten drei Jahren jeder sechste Beschäf-
tige seinen Job verlieren.

75 Millionen Euro, so rechnete der G+J-Vorstand den
geschockten Beschäftigten Ende August auf einer Be-
legschaftsversammlung vor, wolle man in den nächs-
ten drei Jahren einsparen. Erreicht werden solle das
durch den schrittweisen Abbau von bis zu 400 Ar-
beitsplätzen der bundesweit insgesamt 2.400 Stellen.
Der Stellenabbau schließe nach Prüfung jedes Einzel-
falles die Nicht-Nachbesetzung offener Stellen (Fluktu -
ation, Renteneintritt) sowie Regelungen für Altersteil-
zeit ein. „Auch betriebsbedingte Kündigungen kön-
nen nicht ausgeschlossen werden”, heißt es. Maßnah-
men, die nach Einschätzung von Branchenexperten
vor allem die großen Publikumszeitschriften Stern, Bri-
gitte, Geo und Gala treffen dürften.

Mit scharfer Kritik reagierte der stellvertretende
ver.di-Vorsitzende, Frank Werneke, auf die Ankündi-
gung: „Dieser Schritt ist ein Armutszeugnis für die viel
diskutierte und vollmundig angekündigte Strategie,
den Verlag fit für den digitalen Wandel und die Zu-
kunft auf dem Zeitschriftenmarkt zu machen. Wer
den Rotstift ansetzt, geht nicht voran, sondern bleibt
stehen. Das kann sich der größte Anbieter auf dem
deutschen Zeitschriftenmarkt nicht erlauben”, sagte
Werneke. 

Nicht nur bei Gruner + Jahr kracht es. Auch in den
Chefetagen anderer Hamburger Verlage scheint Panik
um sich zu greifen. Speziell bei den publizistischen
Flaggschiffen nimmt offenbar die Ungeduld der Ver-
lagsleitungen zu. Davon zeugen die rüde Ablösung der
Chefredakteure von Stern und Focus (Burda) sowie der
Dauerclinch zwischen Redaktion und Noch-Chef -
redakteur Wolfgang Büchner beim Spiegel. Alle diese
Vorgänge haben – trotz Unterschieden im Detail – ei-
nen gemeinsamen Hintergrund: Alle Blätter verlieren
dramatisch an Auflage und Anzeigen. Noch vor weni-
gen Jahren verkauften sich Spiegel und Stern gut eine
Million mal pro Ausgabe. Heute sind es gerade mal
800.000 bzw. 750.000. Zahlen, von denen Focus nur
träumen kann – er ist mittlerweile unter die halbe Mil-
lion gerutscht. 

Die Annahme, Wochenmagazine mit starkem
Markenkern würden im Vergleich zu den Zeitungen
vom Digitalisierungsprozess eher profitieren, erweist

sich mehr und mehr als Illusion. Während Tageszei-
tungen logischerweise tagesaktuell erscheinen, mu-
tiert im Zeitalter des jederzeit möglichen schnellen
Zugriffs aufs Aktuelle die große Magazinstory schnell
zu Altpapier. Auch eine anspruchsvolle Bildsprache,
Grafik und attraktive Fotostrecken, einst die Domäne
der Magazine, sind in den Online-Auftritten der wich-
tigen überregionalen Zeitungen heute selbstverständ-
lich enthalten. Die Hochglanzblätter haben ihre Al-
leinstellungsmerkmale längst verloren.

Das Rezept für einen geschmeidigen Übergang
von der analogen in die digitale Ära haben die Verlage
noch nicht gefunden. Dabei geht es aber nicht nur
um ausgeklügelte Geschäftsmodelle und Paywalls. Die
Krise der Zeitschriften ist auch eine inhaltliche. Inves-
tigativer Journalismus, spannende Reportagen, gesell-
schaftlich relevante Debatten – all das findet sich nur
noch in Spurenelementen. Die Halbwertzeit von
Chefposten im Magazinjournalismus gleicht sich un-
terdessen der von Bundesligatrainern an. Stefan Aust
konnte immerhin 14 Jahre den Spiegel gestalten, eben-
so die Doppelspitze Andreas Petzold und Thomas
Osterkorn den Stern. Jetzt reicht eine Saison den Ver-
lagsoberen, um erfahrene Blattmacher aus dem Amt
zu kippen. Immer mit dem reichlich verlogenen Ver-
weis auf allerhöchste Verdienste. Bei der Ablösung
von Dominik Wiechmann als Stern-Chef, so spottete
die Süddeutsche Zeitung, verfuhr Verlagsmanagerin Ju-
lia Jäkel nach der Formel: „Feste drücken, seufzen,
entsorgen”.

Schon vor knapp zwei Jahren, unmittelbar nach
Übernahme der Geschäftsführung von G+J, hatte Jä-
kel für Tabula Rasa gesorgt, als sie die Einstellung der
 Financial Times Deutschland verfügte. Damals verloren
rund 300 Beschäftigte ihren Job. Von der früher star-
ken G+J-Wirtschaftspresse blieb nach dem Verkauf der
beiden Magazine Impulse und Börse online nur noch
das ehrwürdige Capital. Damals erklärte Jäkel, G+J
bleibe ein „Haus der Inhalte”, in dem qualitätsvoller
Journalismus in sogenannten „communities of inte-
rest” gebündelt werden solle. 

Bekenntnisse, die im Lichte der jetzt verkündeten
Kahlschlagmaßnahmen reichlich hohl erscheinen,
wie der stellvertretende ver.di-Vorsitzende Frank Wer-
neke kritisiert. Als besonders „schädlich” bezeichnete
Werneke, dass die Verlagsleitung ausdrücklich auch
betriebsbedingte Kündigungen nicht ausschließen
wolle. Hier erwarte er in den angekündigten Gesprä-
chen mit den Arbeitnehmervertretern noch eine deut-
liche Bewegung der Geschäftsführung.                       

                                                    Günter Herkel n

MEDIEN + WIRTSCHAFT

Krach in
Hamburger
Verlagen
Personalpoker – Gruner+Jahr will 
400 Arbeitsplätze streichen

Vor zwölf Monaten begann
Gruner + Jahr in Hamburg sei-
ne „strategische Transforma-
tion“ u.a. mit einer 
„Produktoffensive”. Jetzt
geht’s an die Reduzierung der
Sach- und Personalkosten.
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Was wiegt schwerer: Das Hausrecht eines Unternehmens oder die
Pressefreiheit? Mit dieser Frage beschäftigte sich das Stuttgarter Land-
gericht am 31. Juli. Geklagt hatte der Daimler-Konzern gegen den Süd-
westrundfunk (SWR) wegen dessen Reportage „Hungerlohn am Fließ-
band – Wie Tarife ausgehebelt werden”. Dem Sender sollte die erneu-
te Ausstrahlung  untersagt werden, weil Undercover-Reporter Jürgen
Rose ohne Erlaubnis auf dem Gelände des Daimler-Werks Untertürk-
heim gefilmt hatte. Das Urteil steht noch aus, doch bereits die Ver-
handlung machte klar: Es geht um Grundsätz liches.

Es sei „ein schwieriger Fall mit vielen Facetten”, sagte
der Vorsitzende Richter Christoph Stefani. In der Tat
spielt im Konflikt zwischen Daimler und dem SWR ei-
ne Vielzahl presse- und arbeitsrechtlicher Fragen eine
Rolle. Unstrittig ist, dass Rose im März 2013 heimlich
auf dem Betriebsgelände filmte, um die Diskriminie-
rung von Werkvertragsarbeitern und den gesetzeswid-
rigen Umgang des Unternehmens mit dieser Beschäf-
tigungsform zu belegen. Gestritten wird darüber, ob
diese „illegal beschafften” Aufnahmen veröffentlicht
und verbreitet werden dürfen.

Das heimliche Drehen sei ein Eingriff in das 
„Unternehmens-Persönlichkeitsrecht”, stellte Richter
Stefani fest. Die Ausstrahlung des Bildmaterials werde
dadurch jedoch nicht automatisch rechtswidrig. Er
bezog sich auf ein von Günter Wallraff in den 1980er
Jahren gegen die Bild-Zeitung erstrittenes Grundsatz-
urteil. Demnach ist die Veröffentlichung erlaubt,
wenn daran ein „überragendes öffentliches Interesse”
besteht. „Je größer das öffentliche Interesse an der 
Informationsverbreitung ist, desto gewichtiger sind
die Argumente zugunsten der Pressefreiheit”, erklärte
Stefani.

Preisgekrönt und wirksam. SWR-Anwalt Emanuel
Burkhardt verwies in diesem Zusammenhang auf die
enorme Resonanz, die der preisgekrönte Beitrag in
Medien und Politik erhielt. Selbst der baden-württem-
bergische Landtag und der Bundestag beschäftigten
sich in der Folge mit dem Problem des Lohndumpings durch Werk-
verträge. Burkhardt betonte, der Film habe nachgewiesen, dass Werk-
vertragsarbeiter in den Betriebsablauf bei Daimler integriert waren und
von Stammkräften direkte Anweisungen erhielten – jeweils deutliche
Hinweise auf illegale Arbeitnehmerüberlassung. Wichtiger noch als
die Frage, ob der Bericht rechtswidrige Zustände belege, sei die Doku-
mentation der gesellschaftlichen Auswirkungen prekärer Beschäf -
tigung. Dazu zählte der SWR-Jurist nicht nur die eklatante Benachtei-
ligung der Werkvertragsbeschäftigten, deren Stundenlohn weniger als
halb so hoch ist wie der ihrer festangestellten Kollegen. Auch die
Staats- und Sozialkassen hätten unter dem Vorgehen des Daimler-Kon-
zerns zu leiden.

Dessen Rechtsvertreter Christian Schertz sagte, der Prozess diene
„nicht dazu, Kritiker mundtot zu machen”. Das Unternehmen wolle
lediglich die vom SWR angewandten Recherchemethoden unterbin-
den. „Gegen das sich Einschleichen und heimliche Filmen wehren wir
uns”, so der Jurist. Er argumentierte damit, dass das Bildmaterial für
sich betrachtet – ohne die „Behauptungen aus dem Off” – keine Ge-
setzesverstöße belege. „Das ist das Perfide dieser Machart des Fernseh-
journalismus.” Burkhardt reagierte empört: „Wenn Medien Missstän-

de öffentlich machen, dann ist das nicht perfide, sondern die Aus-
übung des öffentlichen Wächteramts”, so der SWR-Anwalt.

Stefani ließ durchblicken, dass er die von Schertz vorgenommene
Trennung zwischen Bild- und Tonmaterial nicht teilt. Es betreffe den
„Kernbereich der Pressefreiheit”, dass die Redaktionen grundsätzlich
selbst entscheiden könnten, wie ein Beitrag gestaltet und bebildert
werde, erklärte er. Der Richter verwies zudem darauf, dass Daimler kei-
nen Antrag auf Unterlassung konkreter unwahrer Tatsachenbehaup-
tungen gestellt hat. dju-Bundesgeschäftsführerin Cornelia Haß hatte

das bereits im Vorfeld als deutlichen Hinweis darauf gewertet, dass
journalistisch „sehr sauber gearbeitet wurde”.
Eben das hat Daimler mit der Klage angezweifelt. Für die Glaubwür-
digkeit des Senders sei die Auseinandersetzung daher von grundsätz-
licher Natur, so der stellvertretende SWR-Justiziar Felix Hertel. Die
Chancen einer vom Richter vorgeschlagenen außergerichtlichen Ei-
nigung seien deshalb „gleich Null”. „Geklärt werden muss, was mehr
wiegt: Das Fotografier- und Filmverbot innerhalb eines Betriebsgelän-
des oder das Recht der Öffentlichkeit auf Aufdeckung von gesellschaft-
lichen Missständen”, sagte SWR-Sprecher Wolfgang Utz nach der Ver-
handlung. Man sei zuversichtlich, dass das Gericht – das sein Urteil
am 9. Oktober verkünden will – im Sinne der Pressefreiheit entschei-
den werde.

Pressefreiheit darf nicht am Werkstor enden. Den Rechtsstreit 
halten auch der SWR-Betriebsverband in ver.di und die dju Baden-
Württemberg für einen Grundsatzkonflikt. Pressefreiheit und Demo-
kratie dürften nicht am Werkstor enden, betonten die Gewerkschafter.
Faktenbezogene und wahrhafte Berichterstattung müsse auch ver-
deckt in einem Unternehmen erlaubt sein.                Daniel Behruzi n

MEDIEN + RECHT

Hausrecht oder Pressefreiheit?
Daimler und SWR streiten vor Gericht wegen heimlicher Bildaufnahmen

Landgericht Stuttgart am 30. Juli 2014: Gewerkschafter der IG Metall aus dem Daimler-
Konzern demonstrieren gemeinsam mit Vertretern des ver.di-Betriebsverbandes im SWR
für Pressefreiheit und gegen den diskriminierenden Umgang mit Werkvertragsarbeitern.  
Im Gericht wehrt sich Daimler gegen entlarvende Bildaufnahmen des Senders.
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Zeitungsverleger Dirk Ippen hält viel von der grundgesetzlich ge-
schützten Pressefreiheit. „Nicht die Medien müssen vor der Politik
Angst haben”, sagte er einmal, „sondern die Politik vor den Medien.”
In Russland und anderen Ländern, in denen es keine richtige Presse-
freiheit mehr gebe, lebten Journalisten, die sich kritisch äußerten,
 gefährlich. Manchmal gilt das allerdings auch für Redakteure von Blät-
tern aus der Ippen-Gruppe, die nur ihre Arbeit tun. 

Der Redaktionsleiter eines Anzeigenblattes aus dem MB-Media Verlag
im hessischen Witzenhausen hatte im Internetportal über eine 1. Mai-
Kundgebung in Bad Hersfeld berichtet und vier Fotos eingestellt, da-
runter eines, worauf das ver.di-Transparent mit der Aufschrift „Min-
destlohn – auch für Zeitungszusteller” zu sehen war. Am nächsten
Morgen erhält Gerald Schmidtkunz einen Anruf seines Chefredak-
teurs. „Er fragte, ob ich von allen guten Geistern verlassen sei, ein sol-
ches Kampfplakat zu veröffentlichen.” Fünf Stunden später muss der
Redaktionsleiter unter Aufsicht seinen Schreibtisch räumen. Er ist frist-
los entlassen. 

Vorwurf: Grob illoyales Verhalten. Der Verlag beschäftige selbst Zei-
tungszusteller. Auf der verlags eigenen Homepage für deren Mindest-
lohn zu werben, halte er für „grob illoyal”. Auch das Argument des
Redaktionsleiters, dass es zu seiner Pflicht als Journalist gehöre, über
Veranstaltungen zu berichten, ließ der Verlag nicht gelten. Von wegen
Journalist. Er solle mal nicht so tun, als sei er bei der FAZ, erklärte der
Anwalt des Verlages vor dem Arbeitsgericht in Kassel. „Sie dürfen nicht
schreiben, was Sie wollen, Sie dürfen nichts gegen Edeka und andere
Großkunden schreiben.” 

Der Verlag monierte darüber hinaus, dass der Mitarbeiter die 
1. Mai-Kundgebung privat besucht und die Fotos auf der Homepage
seines Arbeitgebers veröffentlicht habe. Schließlich gehöre Bad Hers-
feld nicht zu seinem Berichtsgebiet. 

Doch Gerald Schmidtkunz hat aus seiner Sicht lediglich getan, was
üblicherweise von Redakteuren des MB-Media Verlages erwartet wird:
jederzeit im Einsatz zu sein. Er habe keinen der dort zuständigen 
Kollegen entdeckt und sei deshalb für sie eingesprungen. „Man stelle
sich nur vor, es hätte gebrannt und ich hätte mit dem Verweis darauf,
dass ich nicht zuständig sei, nichts veröffentlicht”, sagt Schmidtkunz,
der sich wundert, dass hoher Arbeitseinsatz mit Kündigung beant -
wortet wird.

Gerald Schmidtkunz hatte gegen die Kündigung geklagt. Mit dem
Ziel, wieder eingestellt zu werden. Doch der Kammertermin beim Ar-
beitsgericht Kassel endete Mitte August mit einem Vergleich. Die frist-
lose Kündigung wurde zurückgezogen, der Redakteur erhält ab Mai
rückwirkend sein Gehalt bis Ende Oktober und zusätzlich für den Ver-
lust seines Arbeitsplatzes bei dem Anzeigenblatt eine Abfindung in
Höhe von 27.500 Euro. 

Er habe sich nur deshalb auf eine Abfindung eingelassen, erklärte
Schmidtkunz, weil er davon ausgeht, dass die gesamte Redaktion ge-
schlossen werde. Tatsächlich gebe es Überlegungen, die Redaktion
dichtzumachen und die Aufgaben an eine andere Firma zu vergeben,
sagte der Anwalt des Verlages vor Gericht. Die neue Firma hat bereits
eine Stellenanzeige aufgegeben. Ansprechpartnerin ist Petra Goß-
mann, laut Handelsregister gleichzeitig Prokuristin beim MB-Media
Verlag, der Schmidtkunz entließ und die Redaktion schließen möchte. 

Das Anzeigenblatt aus dem MB-Media Verlag gehört zur Extra Tip
Mediengruppe, die es nach Verlagsangaben auf eine wöchentliche Ge-
samtauflage von einer Million Exemplaren bringt. Geschäftsführer ist
Daniel Schöningh, Neffe des Zeitungsverlegers Dirk Ippen. Das Ippen-
Imperium mit seiner verschachtelten Unternehmensstruktur zählt zu
den zehn größten Zeitungskonzernen in Deutschland (etwa tz, Münch-
ner Merkur, Offenbach Post, Hessisch/Niedersächsische Allgemeine).
Es zeichnet sich dadurch aus, dass bei Tageszeitungen und Druckerei-
en keine Tarifverträge anerkannt werden.                 Michaela Böhm n

MEDIEN + RECHT

Kündigung wegen „Kampfplakat”
Bei Ippen dürfe nicht jeder schreiben oder fotografieren, was er wolle 

KONFERENZ

NEUESTE NACHRICHTEN. JOURNALISMUS 
IN DER DIGITALEN MEDIENKULTUR.

INNOVATIONS-INKUBATOR: GRUNDVERSORGUNG 2.0

» www.www.leuphana.de/inkubator/grundversorgung

Die offene Architektur des Internets verändert den Nachrichtenjournalismus grundlegend. Neue Kanäle und Platt-
formen entstehen. Sie gestalten den Wert und gesellschaftlichen Nutzen von Nachrichten um. Wie beeinflusst die 
digitale Medienkultur Formen und Inhalte künftiger Nachrichten? Darüber diskutieren Wissenschaftler, Journalisten 
und andere Branchenexperten.

ANMELDUNG UND PROGRAMM:
http://digitale-grundversorgung.de/nachrichtenkonferenz

9.–10.10.2014 // LÜNEBURG, CAMPUS ROTES FELD
Die Konferenz wird gefördert vom Europäischen Fonds  
für regionale Entwicklung und dem Land Niedersachsen.
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Debatte mit Florian Mundt,
Yvonne Olberding, Alexander
Braun, Daniel Bröckerhoff
(Moderator), Heike Hoffmann,
Christoph Krachten (v.l.n.r.)
auf der Media Convention/
re:publica

Läuft dem Fernsehen die Jugend davon? Der Fernseh-
konsum der Minderjährigen nimmt ab, während die
Video-Plattform YouTube immer neue Rekorde vermel-
det. In den knapp zehn Jahren ihrer Existenz hat You-
Tube die Vormachtstellung des Fernsehens ins Wanken
gebracht. Das betrifft auch Nachrichtensendungen.

Rund zwei Millionen Abonnenten hat der YouTube-
Star Florian Mundt, bekannt als LeFloid. Jeden Monat
kommen Tausende hinzu. Der 26-jährige Student pro-
duziert zwei Mal pro Woche auf seinem YouTube-
 Kanal Nachrichten für junge Menschen. Dafür hat er
nun den Grimme-Online Publikumspreis erhalten.
Die Mehrzahl seiner Zuschauerinnen und Zuschauer
seien zwischen 16 und 18 Jahren alt, so Mundt. Eine
Zielgruppe, die von den Nachrichtensendungen der
TV-Sender immer weniger erreicht wird. Um die sechs
Minuten lang sind LeFloids News-Shows, die er ent-
sprechend seinem Pseudonym LeNews nennt. Wild
gestikulierend sowie reichlich mit Gags und Schimpf-
wörtern garniert, kommentiert er aktuelle Ereignisse.
Seriöses Nachrichtengeschäft ist das nicht; der YouTu-
ber will unterhalten und das kommt an: Einzelne Vi-
deos erreichen schon mal 1,2 Millionen Zuschauer,
insgesamt hat er über 200 Millionen Abrufe. „Flo
macht das richtig gut”, so Alexander Braun von der
LeFloid-Army während einer Podiumsdiskussion auf
der diesjährigen Media Convention/re:publica. Der
Fanclub des YouTube-Stars nennt sich LeFloid-Army,
„das kommt von Harry Potter”, erklärt der 27-jährige
Braun. Für ihn ist LeFloid eine „überragende Persön-
lichkeit”, weil er besonders auf die User eingehe. „Er
wirft schon mal was um, wenn die Community das
will”, begeistert sich Braun.

Konsequent nutzt Mundt die Möglichkeiten des
neuen Mediums und tritt mit seinen Zuschauern in
den Dialog: Zu nahezu jedem behandelten Thema
fragt er sie nach ihrer Einschätzung, spart aber auch
selber nicht mit Wertungen. Dadurch bekäme er sehr
viele Kommentare, meint Mundt dazu. „Ich bin Video-
Blogger und blogge über aktuelles Weltgeschehen”,
sagt Mundt, der seit fünf Jahren YouTube-Videos pro-
duziert. Fernsehen zu machen, könne er sich nicht
vorstellen. „Der YouTube Channel ist mein Ding, da
mache ich auf meinem Kanal meinen Content.” Das
sei ihm wichtig.

Ihre Freundinnen seien „fast ausgerastet”, als sie
erfahren hätten, dass sie LeFloid begegnen würde, be-
richtet die 16-jährige Schülerin Heike Hoffmann, als
Vertreterin der jungen Zielgruppe. YouTube ist für sie
jedoch keine wichtige Informationsquelle: „Nachrich-
ten gucke ich eher in der ARD-Mediathek oder im
Livestream”. Die Vorteile der Mediathek sind ihr
wichtig: „Wenn man Fernsehen sieht, entscheidet
man sich bewusst dafür, sich davor zu setzen und
macht nichts anderes”. Hingegen könne sie an ihrem
Laptop nebenbei auf Facebook-Nachrichten reagieren.
„Im Fernsehgerät sehe ich nur Tatort und die Heute-
Show”, beschreibt die Gymnasiastin ihre Sehgewohn-
heiten. Sie kritisiert, dass die meisten Sendungen auf

Ältere ausgerichtet seien, und das nicht erst ab 20:15
Uhr; „da fühlt man sich halt vernachlässigt”.

„Wir sehen an den Statistiken, dass der lineare
Fernsehkonsum zurückgeht”, berichtet Yvonne Olber-
ding, Koordinatorin für digitale Projekte bei EinsPlus
(SWR). „Aber die Sendeanstalten schlafen nicht” und
prüften, was sie von YouTube lernen könnten. „Man
muss als öffentlich-rechtlicher Sender für eine junge
Zielgruppe anders produzieren”, so Olberding. Jugend-
liche bräuchten einen Kanal, bei dem sie sich medial
zuhause fühlen. Die 34-Jährige ergänzt: „Wenn man
junge Leute ansprechen will, braucht man auch junge
Leute im Sender.” Zwischen YouTube und Fernsehen
gäbe es jedoch klare Unterschiede. LeFloids Shows sei-
en sehr auf seine Person bezogen, „aber so etwas geht
bei uns nicht”, sagt Olberding. Man könne ihm nur
einen Slot anbieten: „Da kannst du machen, was du
willst, dadurch erhöhst du deine Reichweite.” 

Er sei eigentlich Fernsehmacher, „aber dort dau-
ert mir alles zu lange”, kritisiert der 50-Jährige Chris-
toph Krachten die Rundfunkanstalten. „Da muss ich
mich immer erst an Gremien wenden.” Er leitet das
You Tube-Netzwerk Mediakraft, dass die Macher von
über 1000 YouTube-Kanälen unter Vertrag hat, auch
LeFloid. „Jugendliche konsumieren komplett anders”,
fährt Krachten fort, „sie haben verschiedene Endgerä-
te und können sehen, was dazu passt”.

„Wenn das Fernsehen von heute auf morgen ab-
geschaltet würde, würde ich es erst eine Woche später
mitbekommen”, meint LeFloid. Eine Medienland-
schaft ohne Fernsehen kann sich die Schülerin dage-
gen nicht vorstellen: „Das wäre auch für uns ein Kul-
turschock.” Den sieht Krachten schon durch die ver-
änderten Sehgewohnheiten: „Die junge Zielgruppe
wird nie wieder etwas live sehen, was sie nicht live se-
hen muss”. Olberding hält entgegen: „Fernsehen hat
immer noch den Status, ein Leitmedium zu sein”. Le-
Floid sieht aber auch Gemeinsamkeiten: „Alle sagen,
YouTube sei nicht wie Fernsehen, aber die Gewohn-
heiten der Zuschauer sind noch dieselben: Wehe,
wenn mein Video nicht regelmäßig pünktlich online
steht”. Bei aller Euphorie, für die Macher bleibt You-
Tube eine Plattform für Enthusiasten; davon leben
können die wenigsten und von einem Mindeststun-
denlohn können sie nur träumen. Uwe Sievers n

MEDIEN + GESELLSCHAFT

Jederzeit „Fernsehen” 
Veränderte Sehgewohnheiten – Jugend tendiert zu YouTube
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Seit 18. Juli ist es amtlich: Das SWR-Sinfonieorchester
Baden-Baden und Freiburg (95 besetzte Stellen laut
Website) wird aufhören, zu existieren. Der Rundfunk-
rat habe „mit großer Mehrheit” beschlossen, die so
genannte Öffnungsklausel des Fusionsbeschlusses von
2012 (M 6,7/2012) zu streichen. Damit wird die Fusion
mit dem Radio-Sinfonieorchester Stuttgart (RSO, 98
Mitglieder) kommen. 

Zuvor war eine Träger- und Geberkonferenz in Frei-
burg gescheitert, die alternative Finanzierungen – et-
wa eine Stiftung – für das Freiburger Orchester einmal
mehr prüfen sollte: Die Finanzierungszusagen für den
Freiburger Klangkörper reichten nicht aus.

Walter Preker, Sprecher des Freiburger Oberbür-
germeisters Dieter Salomon (Grüne): „Das war die be-
rühmte letzte Chance, von der jeder wusste, dass sie
tatsächlich keine Chance war, weil die Finanzierungs-
lücke niemals zu schließen war”. Manche, fügt Preker
hinzu, sähen nun den „Untergang des Abendlandes”
kommen, was dem OB-Sprecher offensichtlich zu weit
geht. Aus Sicht der Stadt Freiburg findet er es „schade,

dass das Orchester nicht mehr am Ort ist”. Zudem ge-
he im städtischen Konzerthaus ein Mieter verloren.
Man vertraue aber auch zukünftig auf gute Zusam-
menarbeit. An den Sparvorgaben des Senders komme
man nicht vorbei. Am Ende, sagt Preker, fehlten sechs
Millionen Euro für den Fortbestand des Klang -
körpers – jährlich, wohlgemerkt. Zwar hätte sich das
Land mit einer Million beteiligt, die Pensions -
verpflichtungen für die Musiker müssten aber auch
 finanziert werden. 

Auch die Bemühungen des Vereins „Freunde des
Sinfonieorchesters Baden-Baden und Freiburg”, das
Orchester zu erhalten, waren vergeblich. Es sei leider
nicht möglich gewesen, „den SWR von der Notwen-
digkeit einer Kooperation mit einer Stiftung zu über-
zeugen”, schreibt Vereinschef Arno Bohn Anfang 
August an seine Mitglieder. 

Alexander Dick, Kulturchef der Badischen Zeitung,
findet die Fusion „unnötig”. Es gebe doch zwei funk-
tionierende Orchester und der Beweis, dass man
„wirklich spart, ist nicht erbracht”. Nach seinen In-
formationen ist der neue Sitz, die Stuttgarter Lieder-
halle, denkmalgeschützt und das jetzige Orchester
„muss viele Kompromisse schließen” – zum Proben
reisten die Musiker nach Sindelfingen. Stuttgarts Spre-
cher Fabian Schwab sagt, ein Umbau sei „nicht ge-
plant”, auch nichts Spezielles für das kommende Or-
chester.

Für den SWR ist „der Entscheidungsprozess zum
SWR Symphonieorchester endgültig abgeschlossen”,
sagt die stellvertretende SWR-Sprecherin Anja Görzel.
Aber die Rundfunkbeiträge steigen doch? Anja Görzel
entgegnet, die Mehreinnahmen stünden den „Rund-
funkanstalten nicht zur Verfügung”, sie würden in 
eine Rücklage eingestellt, über deren Verwendung die
Politik später entscheide. Überdies erhielte die ARD
schon seit Jahren keinen Ausgleich für Teuerungen,
der Rundfunkbeitrag sei seit 2009 auf 17,98 Euro mo-
natlich eingefroren, ab 2015 solle er auf 17,50 Euro
gesenkt werden. 

Das Orchester „wird im September 2016 an den
Start gehen”. Die Planungen für die erste Spielzeit
schritten voran. Es gehe um Abo-Konzertreihen in
Stuttgart, Freiburg und Mannheim. Auch die Teilnah-
me an den Donaueschinger Musiktagen – einem be-
deutenden Festival für Neue Musik – sei bereits „dis-
poniert”, genauso seien die Residenzen in Freiburg in
der Planungsphase. Das Programm des neuen Klang-
körpers will der SWR voraussichtlich im ersten Quar-
tal 2016 vorstellen.

Über die Besetzung frei werdender Planstellen ab
2016 werde „von Fall zu Fall” entschieden, es gebe
„weiterhin Probespiele”. Dass Musikerinnen und Mu-
siker die Orchester wegen der anstehenden Fusion
verließen, sei „nicht bekannt”, erklärt der SWR gegen-
über M. Dem neuen Orchester würden alle Musikerin-
nen und Musiker der beiden bisherigen Orchester an-
gehören, Arbeitsverträge bestünden fort, nur der Be-
schäftigungsort und die Zugehörigkeit zum Orchester
würden geändert.                          Frank Berno Timm n

MEDIEN + GESELLSCHAFT

Dissonanter Schlussakkord
Orchester des SWR fusionieren – ab 2016 ist der Sitz in Stuttgart

Datenschützer und Internetnutzer protestieren scharf gegen einen
neuen Gesetzentwurf von Bundesinnenminister de Maizière, der
die mit guten Argumenten gestoppte Vorratsdatenspeicherung nun
bezogen auf die Benutzung des Internet erlauben soll. „Das neuer-
liche Vorhaben geht noch über die frühere Vorratsdatenspeiche-
rung hinaus, weil sogar der Inhalt unserer Internetnutzung gespei-
chert werden soll”, warnt Florian Altherr vom Arbeitskreis Vorrats-
datenspeicherung. Es ist im Entwurf eines „Gesetzes zur Erhöhung
der Sicherheit informationstechnischer Systeme (IT-Sicherheitsge-
setz)” versteckt. Jeder Anbieter von Internetdiensten wie Google,
Amazon oder Spiegel Online soll danach künftig das Recht erhalten,
das Surfverhalten seiner Besucher ohne Anlass aufzuzeichnen – an-
geblich zum „Erkennen von Störungen”.                              red. n

Begründung der Kritik des AK Vorrat:
http://www.vorratsdatenspeicherung.de/content/view/748/79/

Anlasslos speichern
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Das SWR Sinfonieorchester
Baden-Baden und Freiburg 
erhält im Oktober gemeinsam
mit dem SWR Vokalensemble
den Echo-Klassik in der 
Rubrik Ensemble/Orchester
des Jahres 2014.
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In Lateinamerika streiten Medienhäuser über den rich-
tigen Umgang mit dem innenpolitischen Konflikt in
Venezuela. Die großen Verlage organisierten eine
Kampagne gegen die venezolanische Regierung. Jour-
nalisten aus dem Land werfen ihren Kollegen versuch-
te „Destabilisierung” vor. Wissenschaftler bestätigen,
dass über Venezuela „systematisch negativ” berichtet
wird. 

Die Berichterstattung aus Konfliktregionen stellt Jour-
nalisten und Redaktionen vor außerordentliche He-
rausforderungen. Vor Ort treffen die Korrespondenten
auf eine extrem polarisierte Bevölkerung. Unter-
schiedliche Gesprächspartner vertreten zumeist voll-
ständig gegensätzliche Sichtweisen auf ein und das-
selbe Ereignis. Ein Einzelmedium, mit bestenfalls
 einem Korrespondenten und einer abonnierten Agen-
tur, kann eine plurale Berichterstattung kaum leisten. 

Ein vielseitiges Angebot an Informationen stellt
sich in demokratischen Gesellschaften normalerweise
über die Außenpluralität her. Die Vielfalt der Anbieter
sollte es dem Publikum am Ende ermöglichen, unter-
schiedliche Aspekte des Konflikts kennenzulernen.

Die größten Verlagsgruppen in Lateinamerika tra-
fen im Februar eine Vereinbarung, diese Außenplura-
lität bewusst aufzuheben. Hintergrund ist die innen-
politische Krise in Venezuela. Seit Februar kam es zu
großen Protestwellen, organisiert von der bürgerlichen
Opposition des Landes.

Kampagne von 80 Zeitungen. Die drei größten Or-
ganisationen lateinamerikanischer Verlage – Andia-

rios, Grupo de Diarios de América (GDA)
und Periódicos Asociados Latino-
americanos (PAL) – publizierten
über einen Zeitraum von drei

Monaten eine gemeinsame
Sonderseite zu Venezuela. Un-
ter dem Motto „Wir sind alle
Venezuela” (Todos Somos Ve-

nezuela) veröffentlichten
die mehr als 80 beteilig-
ten Zeitungen täglich
dieselben Inhalte. An

der Kampagne be-
teiligte sich auch
die spanische Ta-

geszeitung El País.
Zur Begründung verweisen

die Medienhäuser auf die angeblich bedrohte Mei-
nungsfreiheit in Venezuela. „Die lateinamerikanische
Presse kann nicht passiv bleiben angesichts der Beläs-
tigungen aller Art, denen sich venezolanische Zeitun-
gen weiterhin ausgesetzt sehen”, heißt es in einer
Presseerklärung zum Start der Kampagne. 

Eleázar Díaz Rangel, Chefredakteur der größten
Tageszeitung Venezuelas, bewertet dieses Vorgehen als
ein „nie dagewesenes Ereignis in der amerikanischen
Geschichte”. Eine solche Form, sich redaktionell offen
zu koordinieren, um „zur Schwächung und Destabili-
sierung einer Regierung beizutragen”, habe es noch
nie gegeben. Den Verantwortlichen von Últimas No-
ticias verärgert besonders, dass seine Kollegen ihre
Kampagne mit der angeblich fehlenden Meinungs -
freiheit in Venezuela begründen. „In Venezuela er-
scheinen über 100 Tageszeitungen und 80 bis 90 
davon stehen in offener Opposition zur Regierung”,
erläutert Díaz Rangel die Presselandschaft des Landes. 

Deutlich negative Tendenz. Auch jenseits der aktu-
ellen Kampagne scheint die internationale Berichter-
stattung über die Innenpolitik in Venezuela eine äu-
ßerst geringe Pluralität aufzu weisen. Das spanische
Fachmagazin Revista Latina de Comunicación Social
veröffentlichte im Juni eine Untersuchung von Me-
dienwissenschaftlern aus Chile und Venezuela. Sie
hatten über den Zeitraum von  einem Jahr insgesamt
28 Tageszeitungen von großen Verlagsgruppen aus La-
teinamerika, den USA und Europa ausgewertet. 

Das erste überraschende Ergebnis ist, dass das Land
Venezuela in der etablierten Presse praktisch aus-
schließlich im Zusammenhang mit Regierungspolitik
thematisiert wird. Nur bei fünf Prozent der Artikel
fehlte ein direkter Bezug zur Regierung des Landes.
Übergreifend über alle Medien stellten die Wissen-
schaftler dabei eine deutlich negative Tendenz fest.
Während fast die Hälfte der Beiträge, 45 Prozent, die
dargestellten Themen explizit negativ wertete, ent-
hielt nur ein Prozent der Artikel auch positive Wer-
tungen. 

Das stärkste Missverhältnis fanden die Forscher
bei den untersuchten Presseerzeugnissen aus den USA.
In den Zeitungen The Times und Wall Street Journal
dominierte dieser Negativ-Bias am ausgeprägtesten. In
zwei Drittel bzw. drei Viertel der Beiträge ließ sich eine
ausdrückliche Negativ-Tendenz feststellen. Positive
Wertungen wurden von den Journalisten praktisch
überhaupt nicht vorgenommen.

„Die Politik der venezolanischen Regierung wird
außerhalb Venezuelas und im Land selber vollkom-
men unterschiedlich bewertet”, lautet ihr Fazit, wobei
sie auf die guten Wahlergebnisse der dortigen Regie-
rungspartei PSUV und auf zahlreiche Umfragen zur
politischen Stimmung in Venezuela verweisen. Die
Gründe für diesen „systematischen Negativ-Bias” se-
hen sie darin, dass sich die politischen Vorstellungen
der venezolanischen Regierung und die der interna-
tionalen Medienunternehmen fundamental unter-
scheiden.                                           Malte Daniljuk n

MEDIEN + INTERNATIONAL

Keine Pluralität 
Die politische Krise in Venezuela in den internationalen Medien

  Disclaimer: 

Malte Daniljuk ist Redakteur
für das Ressort Hintergrund
& Analyse bei dem Nachrich-
tenportal Amerika21. Im Fe-
bruar richtete er einen offe-
nen Brief an die Chefredak-
teure der ARD, in dem er die
seiner Ansicht nach sachlich
falsche und einseitige Be-
richterstattung der ARD-
Nachrichten über Venezuela
kritisierte. 

  Quellen: 

http://www.revistalatinacs.or
g/069/paper/1016_UB/19fes.
html
https://amerika21.de/doku-
ment/98157/brief-ard-aktuell

Fo
to

: f
ot

ol
ia

 / 
jd

rv

26 M 6.2014



M 6.2014 27

Mecom galt als die erste „Heuschrecke” in der deut-
schen Mediengeschichte. Dem 2005 von dem Finanz-
investor David Montgomery gegründeten Konzern mit
Sitz in London gehörten zeitweise über 200 Zeitungs-
und Zeitschriftentitel in einem halben Dutzend euro-
päischer Länder. In Deutschland waren es u.a. die 
Berliner Zeitung und die Hamburger Morgenpost. Jetzt
wird die „Heuschrecke” selbst geschluckt. 

Ende Juni wurde bekannt, dass die belgische Medien-
gruppe De Persgroep übernehmen wird, was noch üb-
rig ist, nachdem sich Mecom 2011 auch aus Polen
und ein Jahr später aus Norwegen zurückgezogen hat-
te. Die Zustimmung der Mecom-Generalversammlung
Anfang September galt als Formsache. Schon 2009 hatte
sich der Konzern wieder aus dem deutschen Markt
verabschiedet und an DuMont Schauberg verkauft. 

Für umgerechnet knapp 250 Millionen Euro soll
nun neben der holländischen Lokalzeitungsgruppe
Wegener als Zugabe auch das dänische Medienhaus
Berlingske an De Persgroep gehen. Dafür mussten die
Belgier nur 20 Millionen Euro zusätzlich hinblättern.
Eigentlich ein Schnäppchenpreis für den Berlingske-
Verlag, dessen hauptsächliche Titel Dänemarks älteste
Tageszeitung Berlingske Tidende, die auflagenstärkste
Boulevardzeitung des Landes B.T. und die Wochenzei-
tung Weekendavisen sind. 

Berlingske hatte unter Mecom zwar schwarze
Zahlen geschrieben, konnte aber trotz mehrerer Kün-
digungs- und Rationalisierungsrunden die Rendite-Er-
wartungen der Investoren nie erfüllen. Auf Druck der
Banken hatte die hoch verschuldete Mecom deshalb
schon seit 2008 nach einem Käufer gesucht. Als sich
keine Interessenten fanden, begann Mecom 2013 Ber-
lingske zu zerlegen. Erst hatte der Verlag jahrelang da-
ran gearbeitet, die verschiedenen Aktivitäten und
Plattformen miteinander zu verknüpfen um Synergie-
gewinne zu erzielen, nun wurden binnen weniger
Monate Regionalzeitungen, Rundfunksender und lo-
kale Wochenblätter herausgebrochen und jeweils ge-
trennt verkauft, um schnell Kapital flüssig zu machen. 

Haben alle dänischen Tageszeitungen mit den
strukturellen Veränderungen auf dem Medienmarkt
zu kämpfen, wurde Berlingske-Tidende angesichts eines
Eigentümers, der weder ein publizistisches Konzept
noch finanzielle Muskeln hatte, von dieser Entwick-
lung besonders hart getroffen. Das Blatt, das zusam-
men mit Politiken und Jyllands-Posten zu den „gro-
ßen Drei” der dänischen Qualitätszeitungen zählt,
musste in den acht Mecom-Jahren eine Halbierung
der Printauflage auf täglich nur noch rund 70.000
Exemplare hinnehmen und rutschte damit deutlich
hinter Jyllands-Posten und Politiken ab. Die gedruckte
Auflage des Marktführers Politiken liegt zwar auch nur
noch bei 88.000, doch generiert deren Internetauftritt
beispielsweise doppelt so viele Besucherzahlen wie der

von Berlingske Tidende. Allerdings konnte die im April
zumindest mit einem auf Anhieb erfolgreichen neuen
Titel auf den Markt kommen: der Kinderwochenzei-
tung Kids news. 

Medienforscher wie Frands Mortensen von der
Universität Aarhus sprechen von verlorenen Jahren
für Berlingske und bewerten es als „sehr positiv”,
wenn das renommierte Blatt nun statt Investoren wie-
der einem publizistischem
Unternehmen gehört. Auch
Berlingske-Konzernchefin
Lisbeth Knudsen hofft, man
werde durch die Zugehörig-
keit zu De Persgroep eine
Chance bekommen, die Po-
sition auf dem dänischen
Medienmarkt zu stärken:
Die belgische Gruppe sähe
nämlich „guten Journalis-
mus und Inhalt als Funda-
ment für kommerziellen Er-
folg an”. 

Doch es scheint nicht
allzu wahrscheinlich, dass
De Persgroep, die in Belgien
u.a. Het laatste Nieuws und
in den Niederlanden das Al-
gemeen Dagblad  herausgibt
und nun die dritte ausländische Eigen tümerin von
Berlingske binnen 15 Jahren ist, größeres Interesse an
einem langfristigen Engagement in Dänemark haben
könnte. Steht Berlingske also bald wieder zum Ver-
kauf? Inländische Interessenten sind dünn gesät. Die
direkte Konkurrenz – Politiken und  Jyllands-Posten –
kommt bereits seit 2003 aus einem gemeinsamen Ver-
lagshaus. Allein schon aus wett bewerbsrechtlichen
Gründen dürfte dieses als Käufer ausscheiden. Neben
der einheimischen „Aller-Media”, die vorwiegend
Zeitschriften verlegt, waren schon vor Jahren der
schwedische Bonnier- und der deutsche Springer-Ver-
lag als mögliche Berlingske-Spekulanten genannt wor-
den. Doch das war bevor die Auflagen der dänischen
Zeitungen in den Keller gingen – die der „großen
Drei” seit 2010 zusammen um rund 30 Prozent. 

Dass das profitable Berlingske-Verlagshaus über-
haupt in ausländischem Eigentum landete, soll im
Übrigen dem Ärger des damaligen Großaktionärs, des
Reeders Mærsk Mc-Kinney Møller geschuldet gewesen
sein. Wie es heißt aus Wut darüber, dass ausgerechnet
„seine” Zeitung 1999 mit peinlichen Enthüllungen
über die Waffengeschäfte des väterlichen Unterneh-
mens mit Nazi-Deutschland auf den Markt kam, bot
er seine Aktien kurzerhand dem norwegischen Orkla-
Konzern an. Orkla-Media wiederum war dann 2006
von Mecom aufgekauft worden.

                                   Reinhard Wolff, Stockholm n

MEDIEN + INTERNATIONAL

Aufräumen nach der
Heuschrecke
Acht verlorene Jahre unter der Regie des Medienkonzerns Mecom

Auch dem Berliner Verlag 
hatte Mecom alles andere als
gut getan. Von verlegerischer
Strategie keine Spur. Immer
wieder protestierten die Be-
schäftigten gegen irrationale
Sparvorgaben (Foto). Mit 
einem Schuldenberg von 
6oo Millionen Euro im Gepäck
zog sich Finanzinvestor David
Montgomery 2009 aus dem
Deutschlandgeschäft zurück.
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Fünfzehn Jahre arbeitete Tony Howard als Redakteur
für verschiedene Lokalzeitungen im Nordwesten Eng-
lands. Diese Karriere ist nun beendet. Nicht, weil er
es so gewollt hat, sondern, wie er sagt, „weil die Zei-
tungskonzerne vor nichts zurückschrecken, um ihren
Profit zu steigern. Vor gar nichts.” Was Tony das Ge-
nick gebrochen hat, sind neue technologische Ent-
wicklungen, die den britischen Lokaljournalismus um-
krempeln. Und zwar auf Kosten von Arbeitsplätzen
und Qualität, wie die Journalistengewerkschaft NUJ
nicht müde wird zu betonen. 

Britische Zeitungsverleger haben die Möglichkeiten
digitaler Technologien für sich entdeckt. Schon lange
gehört deshalb die digitale Filmkamera zum alltäg -
lichen Werkzeug vieler Lokalreporter. Auch mit Aus-
lagerung wird experimentiert. So lässt etwa der
Newsquest Konzern die Anzeigenschaltung für seine
zahlreichen Wochen- und Tageszeitungen in Indien
verwalten. Will sich zum Beispiel eine mittelstän -
dische Ortsbäckerei über die Anzeigenpreise für ihre
Lokalzeitung erkundigen, erfährt sie dieses nur noch
über ein indisches Callcenter. 

Was bei der Werbung funktioniert, sollte auch
anderweitig anwendbar sein, dachten sich die findi-
gen britischen Verleger. Und so erblickten die so ge-
nannten „Subbing Hubs” das Licht der Welt: Fabri-
ken, in denen britische Medienkonzerne fast die ge-
samte redaktionelle Produktion ihrer Lokalzeitungen
zentralisieren. 

Bescheidene Anfängerlöhne. Eine solche Fabrik be-
treibt der Newsquest Konzern in Newport, in Wales.
Praktischerweise liegt ganz in der Nähe die Universität
Cardiff, die einen Studiengang für angehende Journa-
listen anbietet. Deren  Absolventen werden im „Sub-
bing Hub” für einen  bescheidenen Anfängerlohn ger-
ne angestellt. „So können die Zeitungsverleger mit
Entlassungen bei den Lokalredaktionen Geld sparen”,
erzählt Tony. „Bei meinem letzten Arbeitsplatz wur-
den sechs Redakteure entlassen, die jeweils 20.000
Pfund pro Jahr verdient haben. Ihre Arbeit wird nun
von drei Angestellten in Newport gemacht, die jeweils
15.000 Pfund verdienen.”

Die „Redaktionsfabrik” in Newport betreut alle
Newsquest Titel in England. Möglich wird das über
ein neues Content Management System, das im gan-
zen Konzern eingeführt wurde. Dieses System ver-
knüpft die Lokalredaktionen mit dem Zentrum in
Newport. Was das bedeutet sei am Beispiel der Ort-
schaft Darlington im 300 Kilometer von Newport ent-
fernten Nordosten Englands erzählt. Am Anfang der
Zeitungsproduktion wird in Darlington eine Vorlage
für die Zeitungsseiten mit dem Content Management
System erstellt. Die Reporter schwärmen aus, recher-
chieren, machen Bilder und schreiben den Text. Dann
wird dieses Paket samt Vorlage nach Newport ge-
schickt. Dort schreiben die Angestellten die Über-
schriften, redigieren die Texte, setzen die Bilder ein
und prüfen, ob auch rechtlich alles passt. 

Hier fangen die Probleme an. Ein Absolvent einer
Journalistenschule aus Cardiff, der in der Redaktions-
fabrik in Newport sitzt, hat mit bestem Willen keine
Ortskenntnis über eine 300 Kilometer entfernte Ort-
schaft. Gleichzeitig muss er nicht nur die Lokal -
zeitung in Darlington, sondern am selben Tag zahl -
reiche weitere Titel betreuen. Es kommt also noch
Zeitnot hinzu. 

Der Fehlerteufel kann sich nach Belieben aus -
toben. Passt die Bildunterschrift zum Bild des Lokal-
politikers? Ist sein Name richtig geschrieben? Ist der
Name des Lokals, in dem die Bürgerversammlung
stattgefunden hat, korrekt wiedergegeben? Es sind
 solche Kleinigkeiten, die erst das „lokale” einer Lokal-
zeitung ausmachen. Geschieht hier ein Fehler, fällt es
den Lesern vor Ort sofort auf. 

Während die Be-
schäftigten in New -
port also unter Zeit-
druck Google konsul-
tieren um Fakten zu
checken, die sie sonst
nicht kennen kön-
nen, wartet in Dar-
lington ungeduldig
die Lokalredaktion
auf die Rücksendung
ihres Pakets. Sie soll
vor Redaktionsschluss
das Produkt aus
Newport noch ein-
mal auf Fehler über-
prüfen. Vor Einfüh-
rung des neuen Sys-
tems kümmerten sich
darum spezialisierte
Redakteure vor Ort.
Wo es früher einen Korrekturdurchgang brauchte, gibt
es jetzt zwei. 

Das bedeutet Mehrarbeit für die Redaktion. Und
Stress, wie Tony Howard weiß: „Oft ist die zweite Kor-
rektur gar nicht mehr möglich, weil das Endergebnis
aus Newport zu spät verschickt wird. Viele Kollegen
werden psychisch krank. Wer noch nicht entlassen
wurde, denkt darüber nach, die Branche zu verlassen.”

Newport ist kein Einzelfall. Alle Zeitungsverleger
verwenden inzwischen „Subbing Hubs”. Und überall
gibt es Probleme. Oft müssen extra Freiberufler als zu-
sätzliche Korrekturleser eingestellt werden. Trotzdem
halten die Verleger daran fest. Neben der Kosten -
ersparnis verfolgen sie ein weiteres Ziel. Mit den Re-
daktionsfabriken können sie den Einfluss der lästigen
Journalistengewerkschaft schmälern. 

Vor seiner Entlassung war Tony Howard Betriebs-
rat seiner Lokalredaktion. Menschen wie Tony sind
das traditionelle Rückgrat der NUJ. Gerade sie werden
durch die „Subbing Hubs” aus der Branche vertrieben.
Ein Problem, dem die Gewerkschaft sich stellen muss.
                                                            Christian Bunke n

MEDIEN + INTERNATIONAL

Lokales zentralisiert
England: Medienfabriken für die redaktionelle Produktion einer ganzen Region 

Selbstpräsentation von
Newsquest als seriöse Presse.
Wie durch Ent lassungen Geld
gespart wird und die Qualität
der Zeitungen leidet, erfährt
man hier nicht.
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Aus für L’Unità 
Linke italienische Zeitung eingestellt

Auf der vorletzten Ausgabe titelten die Redakteure
„Jetzt haben sie L’Unità (Die Einheit) getötet.” Das
war  am 30. Juli. Nur einen Tag später stellte die italie-
nische Tageszeitung der Linken, 90 Jahre nach ihrer
Gründung, ihr Erscheinen ein. Der Beschluss der Ein-
stellung wurde den Journalisten, die seit April kein
Gehalt mehr bekamen, kurzfristig am 29. Juli vom
Konkursverwalter mitgeteilt.

Es war Ministerpräsident Mario Monti, der 2011 be-
gann, die staatlichen Finanzmittel für die Printme-
dien zu kürzen. Das gefährdete auch L’Unitá. Noch vor
sechs Jahren erhielt die Zeitung rund 6 Millionen
Euro an staatlichen Zuwendungen, die in diesem Jahr
auf etwa 2 Millionen Euro abschmolzen. Dabei waren
diese Zuschüsse nur ein Tropfen auf dem heißen
Stein. Der Verlag Nuova Iniziativa Editoriale, zu dem
L’Unitá gehört, hat etwa 22 Millionen Euro Schulden.
Wie die Zeitung wird auch der Verlag nun liquidiert.
So endet die einmal glorreiche Geschichte einer der
ältesten und angesehensten italienischen Tageszeitun-
gen, die immer mit der Arbeiterbewegung verbunden
war.

Am 12.Februar 1924 wurde L’Unità vom Gründer
der Kommunistischen Partei Italiens (Partido Com-
munista Italiano PCI) Antonio Gramsci aus der Taufe
gehoben. Bis 1991 war L’Unità die offizielle Zeitung
der PCI für Arbeiter und Bauern. Nach Gramsci’s Vor-
stellung sollte die Zeitung keine Parteizeitung sein,
sondern eine Zeitung für die Linke im Land. Nach
dem Attentat von Anteo Zamboni am 31. Oktober
1926 auf den Faschistenführer Benito Mussolini wur-
de sie verboten. Sieben Monate später erschien die
Zeitung im französischen Lille. Dann dauerte es Jahre,
bis L’Unità wieder in Italien – im Turiner Untergrund –
erscheinen konnte. Die Eroberung von Rom durch die
Alliierten ermöglichte der PCI-Zeitung ihre Wiederge-
burt. In den kommenden Jahren hatte die 
Zeitung fast 240.000 Leser, war ein Forum der Links-
intellektuellen. 

Mit den politischen Veränderungen in Europa
öffnete sich L’Unità hin zur Mitte. Ab 1991 gab es im
Kopf der Zeitung den Bezug zur PCI nicht mehr, statt
dessen einen Hinweis auf die Tradition des Blattes und
ihren Gründer. 1995 war die nun linksdemokratische
Zeitung die erste, die ins Internet ging. Es folgte die
Lösung von der Partei und eine halbe Privatisierung.
Im Juli 2000 stellte die Zeitung für sechs Monate aus
Geldmangel ihr Erscheinen ein. Dann kam sie an der
Seite der »Partito Demoratico PD« wieder heraus. Seit-
her kämpfte die Reaktion mit den Herausgebern und
der finanziellen Not. Im Juni 2014 vor der Schließung
wurden nur noch 21.000 Exemplare verkauft.      

                                                 Karl-H. Walloch n

Langjährige Haftstrafen 
gegen Journalisten in Birma
Der Bericht über eine vermeintliche geheime Chemiewaffen-
fabrik gefiel der birmanischen Regierung offenbar gar nicht.
Denn vier Journalisten der Wochenzeitung Unity, die für die
Veröffentlichung verantwortlich gemacht wurden, sowie der
Geschäftsführer des Blattes sind im Winter festgenommen
und am 10. Juli zu jeweils zehnjährigen Gefängnisstrafen mit
Zwangsarbeit verurteilt worden. Die Fabrik soll 2009 auf von
Bauern beschlagnahmtem Land errichtet worden sein. Die
Regierung bestreitet das und ließ im ganzen Land Exemplare
der Unity konfiszieren. Das Haus des Journalisten Lu Maw
Naing wurde durchsucht.

Die Anklage gegen Lu Maw Naing und seine Kollegen Yarzar Oo,
Thet Kyaw, Sithu Soe und Tint San lautete auf „Offenlegung
von Staatsgeheimnissen, widerrechtliches Betreten des Sperr-
gebiets der Fabrik und Beihilfe zu einer Straftat”. Grundlage
für das Gericht im Bezirk Pakokku war das umstrittene Gesetz
über Staatsgeheimnisse. Die zum Zeitpunkt ihrer Verurteilung
in der Haftanstalt von Pakokku einsitzenden Journalisten könn-
ten nach Ansicht von Amnesty International gefoltert werden.
Außerdem droht ihnen möglicherweise eine Verlegung in 
ein weit entferntes Gefängnis, wo ihre Familien sie nur noch
unregelmäßig besuchen könnten. 

In Birma, das heute offiziell Myanmar heißt, regierte bis 2010
eine Militärregierung. Diese hat inzwischen die Macht teil-
weise abgegeben und eine Reihe von Reformen eingeleitet,
die unter anderem zur Freilassung politischer Gefangener
führte. Auch die Medienlandschaft in Birma wurde vielfältiger.
Trotzdem gibt es zahlreiche Rechtsvorschriften, die willkürliche
Festnahmen von Andersdenkenden, Menschenrechtlern oder
Journalisten ermöglichen. Auch von den Vereinten Nationen
wird unter anderem das Gesetz über Staatsgeheimnisse ge-
rügt. Zudem entsprechen die Gerichtsverfahren und die Haft-
bedingungen in Myanmar nicht internationalen Standards. 

Was können Sie tun?
Schreiben Sie an den birmanischen Innenminister und fordern
Sie die sofortige Freilassung der Journalisten Lu Maw Naing,
Yarzar Oo, Thet Kyaw, Sithu Soe und Tint San. Betonen Sie,
dass die Verurteilten lediglich von ihrem international garan-
tierten Recht auf freie Meinungsäußerung Gebrauch gemacht
haben. Schreiben Sie auf Englisch oder Deutsch an: 

Lt. Gen. Ko Ko
Ministry of Home Affairs
Office No. 10
Nay Pyi Taw
MYANMAR

Senden Sie eine Kopie Ihres Schreibens an:
Botschaft der Union Myanmar
S.E. Herrn Soe Nwe
Thielallee 19
14195 Berlin
Fax: (030) 2061 5720
E-Mail: info@botschaft-myanmar.de

Amnesty 
International
Zinnowitzer Straße 8
10115 Berlin
www.amnesty.de

ver.di
Bundesverwaltung
Paula-Thiede-Ufer 10
10179 Berlin
www.verdi.de
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Axel Springer SE: Miriam Krekel, 
Leiterin von Bild-Berlin/Brandenburg,
wurde zusätzlich Stellvertreterin des
B.Z.-Chefredakteurs Peter Huth. 
Oliver Stüber, bisher als Leiter Online
schon Mitglied der B.Z.-Chefredaktion,
rückte zum stellv. Chefredakteur auf.
Matthias Kluckert, bislang Redak-
teur im Ressort Politik und Wirtschaft
bei der Bildzeitung, wurde stellv. Lo-
kalchef von Bild-Berlin/Brandenburg
und B.Z. Textchef beider Blätter ist
Lars Kreye, bisher Redaktionsleiter
von Welt Online und der Welt-Tablet-
Apps. Kim Horn, zuletzt im Bild-Re-
daktionsbüro in Los Angeles tätig,
wurde Leiterin von Bild.de-Berlin.

Philipp Bilsky, der sich mehrere Jah-
re in China aufhielt, zuletzt Redakteur
in der Chefredaktion der Deutschen
Welle, folgte als Leiter der Chinesisch-
Redaktion der DW auf Matthias von
Hein, der Leiter des neuen Bereichs
Recherche und Analysen innerhalb
der Programmdirektion wurde. 

Martin Buttmann, bisher u. a. als
stellv. Chefredakteur der Zeitschriften
Comet, Young Lisa und Amica sowie
für das ZDF tätig, löste als Chefredak-
teur des Magazins Segeln (Jahr Top
Special Verlag) Thorsten Höge ab,
der Chefredakteur der Titel Fotomaga-
zin, Fotowirtschaft, Warum! und des
neuen Genussmagazins Brot wurde. 

Judith Cyriax, bisher schon im Res-
sort Beauty bei dem Luxusmagazin
Madame (Madame Verlag / Vision
Media) tätig, löste als Ressortleiterin
Marina Jagemann ab, die als Editor
at Large wirken wird.

Ruth Fend, zuletzt für die Magazine
Capital und Business Punk (G+J) 
tätig, folgte als Redaktionsleiterin
von Business Punk auf Matthias
Oden, der stellv. Chefredakteur des
Fachmagazins Werben & Verkaufen
(w&v) wurde.

Steffen Flath, bis Ende August CDU-
Fraktionsvorsitzender im Sächsischen
Landtag, folgt als Mitglied des MDR-
Rundfunkrats auf Steffen Heitmann,
der bisher den CDU-Landesverband
Sachsen in dem Gremium vertrat. 

Ralf Gawel, früher US News Producer
und freier Produzent, wurde Redakti-
onsleiter von doppio TV (Berlin), um
das Redaktionsteam des neuen digi-
talen Online-TV-Senders aufzubauen. 

Dr. Uwe Graells, Geschäftsführer der
Göttinger Tageblatt Mediengruppe
(Madsack Mediengruppe), folgte als
Chefredakteur des Göttinger Tageblatts
und des Eichsfelder Tageblatts auf 
Ilse Stein, die in den Ruhestand tritt. 

Michael Graf, früher schon einmal
stellv. Chefredakteur der Illustrierten
Freizeitwoche, zuletzt stellv. Chefredak-
teur bei verschiedenen Zeitschriftenti-
teln des Gong-Verlags (Funke Medien
Gruppe), folgte als Chefredakteur der
Freizeitwoche (Bauer Media Group /
Medienholding Klaubt) auf Peter
Groscurth, der den Verlag verließ. 

Die Medizinerin Carolin Grob, Absol-
ventin der Axel Springer Akademie,
folgt als Chefredakteurin des Gesund-
heitsportals Onmeda.de (gofeminin.de
/ Axel Springer SE) auf Fabian Wei-
land, der das Unternehmen verlässt. 

Roland Hag, bisher Leiter der zentra-
len Service-Redaktion der Funke Wo-
man Group, folgte als Chefredakteur
der Zeitschrift Neue Post (Bauer Me-
dia Group) auf Kathrin Kellermann,
die den Verlag verließ. 

Rieke Havertz, bislang Chefin vom
Dienst bei der taz und taz.de, folgte
als Online-Chefin Frauke Böger nach,
die zu Spiegel Online wechselte. 

Oliver Heidemann, beim ZDF Leiter
der „Wetten dass..?”-Redaktion, wur-

de zum kommissarischen Leiter der
Hauptredaktion Unterhaltung ernannt,
nachdem ZDF-Unterhaltungschef 
Oliver Fuchs in Folge der Fälschung
eines Umfrage-Rankings zurückgetre-
ten ist.

Christian Hellmann, Chefredakteur
der Programmzeitschriften Hörzu und
TV Digital (Funke Medien Gruppe),
übernahm zusätzlich die redaktionelle
Verantwortung für die Titel Gong und
Bild + Funk. Carsten Pfefferkorn,
bisher Chefredakteur von Gong, wurde
Chefredakteur für besondere Aufgaben. 

Julia Kleine, zuletzt bei Sky Sport 
tätig, wechselte als Moderatorin der
Sendung „Lokalzeit Ruhr” zum WDR-
Fernsehen. 

Peter Kloeppel übergibt die Chef -
redaktion von RTL an Michael Wulf,
geschäftsführender Chefredakteur

von RTL und Geschäftsführer von 
infoNetwork, dem Produktionsunter-
nehmen für Nachrichten und Maga -
zine der Mediengruppe RTL Deutsch-
land. Kloeppel bleibt weiterhin Chef-
moderator der RTL-Nachrichten. 

Thilo Knott, zuletzt Chef vom Dienst
bei Spiegel Online, wurde neuer Chef-
redakteur für digitale Transformation
in der Mediengruppe M. DuMont
Schauberg.

Philipp Köster, Chefredakteur des
Fußballmagazins 11 Freunde, und
Jessy Wellmer, Sportmoderatorin 
u. a. in der ARD-”Sportschau”, sind
die Moderatoren des neu gestarteten
11 Freunde TV (RBB). 

Martin Kotynek, früher Redakteur
im Ressort Politik der SZ, dann im 
Investigativ-Ressort der Zeit tätig, 
zuletzt im Rahmen eines Journalisten-
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stipendiums für ein Jahr als Knight
Journalism Fellow an der Stanford
University (USA), wurde einer der
stellv. Chefredakteure von Zeit Online,
zuständig für die strategische Weiter-
entwicklung des Online-Mediums. 

Landespressekonferenz (LPK) Hessen:
Christopher Plass, Landtagskorre-
spondent des HR, folgte als Vorstands-
sprecher der LPK auf Petra Wettlau-
fer-Kohl von der Hessischen/Nieder-
sächsischen Allgemeinen. 
Neu in den Vorstand gewählt wurde
Peter Hartmann vom Sender Radio
FHH. Drittes Vorstandsmitglied ist
Christoph Risch vom Wiesbadener
Kurier. 

Juliane Leopold, bisher Social-Media-
Redakteurin bei Zeit Online, wurde
Chefredakteurin des deutschen Buzz-
feed-Ablegers. 

Egbert Maibach-Nagel, bisher Chef-
redakteur der Zahnärztlichen Mittei-
lungen (zm), wurde in der Nachfolge
von Heinz Stüwe Chefredakteur des
Deutschen Ärzteblatts, des Organs
der Bundesärztekammer und der kas-
senärztlichen Bundesvereinigung.

Natali Michaely, bisher u. a. für die
Magazine Maxi und Laviva tätig, wur-
de neben Andrea Bierle stellv. Chef-
redakteurin beim Life! Verlag (Ham-
burg), der eigene Reisemagazine ent-
wickelt. 

Thomas Oppermann, Fraktionsvor-
sitzender der SPD im Bundestag, 
folgte als einer von drei Vertretern
des Bundes im ZDF-Fernsehrat auf
Philipp Rösler (FDP).

Antje Pieper, bisher Leiterin des
ZDF-Studios in Rom, wurde stellv. 
Leiterin der Hauptredaktion Politik
und Zeitgeschehen sowie in der
Nachfolge von Theo Koll Moderato-
rin des ZDF-”auslandsjournals”. 

Achim Pilz, bisher freier Architektur-
journalist, unterstützt als Co-Redakti-
onsleiter künftig den Chefredakteur
der Zeitschrift Wohnung + Gesund-
heit, Winfried Schneider. 

Thomas Rosenberger, Chefredak-
teur der Fachzeitschrift lastauto om-
nibus, übernahm zugleich die Chefre-
daktion von Fernfahrer (ETM Verlag,
Stuttgart). Sein Vorgänger Andreas
Techel wechselte in den Geschäfts-
bereich ETMservices und wurde re-
daktioneller Leiter von mehr als 
30 Corporate-Publishing-Projekten.

Daniel Schäfer, derzeit bei der Finan-
cial Times in London für die Bericht -
erstattung über das globale Invest-
ment-Banking zuständig, wird im 
Januar 2015 beim Handelsblatt Leiter
des Finanzressorts und folgt als Leiter
des Frankfurter Büros auf Nicole 
Bastian, die in der Düsseldorfer Zen-
trale des Blatts künftig die Koordina-
tion der Auslandskorrespondenten
und Sonderprojekte verantwortet. 

Denis Scheck, u. a. Moderator der
ARD-Literatursendung „druckfrisch”,
folgt zusätzlich im September als 
Moderator der SWR-Literatursendung
„lesenswert” auf Thea Dorn; er 
präsentiert die Sendung abwechselnd
mit Felicitas von Lovenberg.

Michael Schilling, zuletzt Leiter der
Lokalredaktion bei der Abendzeitung
(München), rückte nach dem Besitzer-
wechsel zum Chefredakteur auf.
Stellv. Chefredakteure wurden Timo
Lokoschat und Thomas Müller, 
bisher stellv. Leiter der Lokalredakti-
on. Kulturchef ist Volker Isfort.

Ingrid Schmitz, von 2010 bis 2013
beim WDR Referentin der Intendan-
tin, zuletzt verantwortlich für die Er-
neuerung des WDR-Funkhauses in
Köln, folgte als stellv. Unternehmens-
sprecherin des Senders sowie stellv.
Leiterin der Abteilung Presse und 
Information auf Birand Bingül, der
zunächst in eine längere Elternzeit
gehen und dann beim WDR neue Auf-
gaben übernehmen wird.

Dirk Schümer, bisher Feuilleton-
 Korrespondent der FAZ wechselt zum
1. November zur Welt-Gruppe, für 
die er aus Venedig über europäische
Themen, Politik, Gesellschaft und 
Kultur berichten wird. 

Henning Seeschaaf, zuletzt Business
Development Manager bei der my-
photobook GmbH, wurde Leiter New
Business bei Tagesspiegel Digital. 

Josef Seitz, bisher Textchef und Lei-
ter des Ressorts Menschen beim Ma-
gazin Focus, wurde stellv. Chefredak-
teur von TV direkt (Gong Verlag/Fun-
ke Medien Gruppe).

Alexandros Stefanidis, zuletzt beim
SZ-Magazin, wurde Leiter des neu in-
stallierten Reportage-Ressorts beim
Nachrichtenmagazin Focus. Markus
Götting, bisher Redakteur für beson-
dere Aufgaben beim People-Magazin
Bunte, wurde Textchef bei Focus.
Christian Pantle, zuletzt stellvertre-

tender Chefredakteur des Wissen-
schaftsmagazins P.M. (G+J), kehrt zu
Focus zurück und wird neben Frank
Fleschner Ressortleiter Forschung &
Technik/Medizin. 

Stern (Gruner + Jahr): Christian Krug,
u. a. früher schon in diversen Funktio-
nen für den Stern tätig, zuletzt Chef-
redakteur der People-Zeitschrift Gala,
folgt zum 1. Oktober als Chefredak-
teur des Magazins auf Dominik
Wichmann, der nur 15 Monate im
Amt war. Jens König, zuvor stellv.
Leiter des Berliner Büros, löste als
dessen Leiter Axel Vornbäumen ab,
der als Reporter im Hauptstadtbüro
blieb. Lutz Kinkel, bisher Online-Lei-
ter in Berlin, wurde stellv. Büroleiter.
Wencke Tzanakakis übernahm in
der Hamburger Zentrale des Maga-
zins die Leitung des Bewegtbild-Be-
reichs und eines neuen vierköpfigen
Crossmedia-Teams.

Der SWR reduzierte die Zahl der Fern-
seh-Chefredaktionen von zwei auf 
eine, nachdem Michael Zeiß, der in
Stuttgart amtierte, in den Ruhestand
ging. Seit 1. August ist Fritz Frey
(Mainz) alleiniger Fernseh-Chefredak-
teur. Er wird auch weiterhin das ARD-
Magazin „Report Mainz” moderieren.

Roland Tichy, bis September Chefre-
dakteur der Wirtschaftswoche, wurde
zum Vorsitzenden der unionsnahen
Ludwig-Erhard-Stiftung gewählt. 

Michael Umlandt, bisher für den
Twitter-Auftritt des ZDF zuständig,
wechselte zu Twitter. 

Ulrike Winkelmann, seit Ende 1999
u. a. Chefin der Innenpolitik und 
Parlamentskorrespondentin bei der
taz, wechselte als Redakteurin zum
Deutschlandfunk. Sie verstärkt das 
Innenpolitik-Team in der Abteilung
Hintergrund Politik. 

Christopher Wittich, bisher bei RTL
Hessen Reporter und Moderator,
wechselte in das Nachrichten-Team
von n-tv (Mediengruppe RTL). 
Sibylle Scharr, bislang Redakteurin
und Reporterin bei n-tv, verstärkt
ebenfalls das Moderatoren-Team des
Nachrichtensenders. 

ZDF-Korrespondenten: Johannes 
Hano, bisher Ostasien-Korrespondent
mit den Standorten Peking und Tokio,
löste als Leiter des New Yorker Studios
Klaus Prömpers ab, der in den Ruhe-
stand ging. Hanos Nachfolger im Fer-
nen Osten wurde Thomas Reichart,
bislang in der Parlamentsredaktion 
im Berliner ZDF-Studio tätig. Dr. Ni-
cola Albrecht, bisher Reporterin in
der Hauptredaktion Aktuelles, folgt
im Dezember als Korrespondentin in
Tel Aviv auf Christian Sievers, der in
das Moderatoren-Team der „heute”-
Nachrichten wechselte. Annegret
Oster, zuletzt Abwesenheitsvertrete-
rin im Landesstudio Schleswig-Hol-
stein, übernahm die Leitung des Stu-
dios Magdeburg. Kai Niklasch, bis-
her zweiter Korrespondent und Abwe-
senheitsvertreter in Brüssel, folgte als
Leiter des Landesstudios Bremen auf
Claudia Rüggeberg, die Abwesen-
heitsvertreterin des Leiters der „heu-
te”-Redaktion in Mainz wird. 

LEUTE
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Sex sells, Crime auch, das ist keine neue Erkenntnis. Aber wenn der
alte Verkaufsschlager die Berichterstattung in den Medien dominiert,
dann hat sich etwas verändert. Dem wollen wir nachspüren und uns
zunächst vergewissern, ob unsere Beobachtung, dass die Blaulichtbe-
richterstattung den Stadtrat verdrängt den Tatsachen entspricht – Und
was sie bedeutet: Werden neue Publikumsinteressen bedient? Oder
ist eine solche Entwicklung „nur“ ein Kollateralschaden des steigen-
den  Arbeitsdrucks in den Redaktionen? Welche Rolle spielen die so-
zialen Medien als neue Quellen einerseits, wenn sich neue Tendenzen
im Journalismus herauskristallisieren und was bedeuten diese eigent-
lich für die Gesellschaft insgesamt?

Das sind die Fragen, denen wir auf unserem 28. Journalistentag nach-
gehen wollen. Und sind gespannt auf die Antworten, die wir gemein-
sam mit unserem Publikum finden werden!

PROGRAMM 29. NOVEMBER 2014

10.00 Uhr Eröffnung durch den stv. ver.di-Vorsitzenden 
Frank Werneke

10.15 Uhr Yellow-Press, Regenbogen, Boulevard, bunte Blätter,
Journalismus, Presse, Medien, soziale Medien: 
Worüber reden wir eigentlich?
Eine dialogische Begriffsklärung durch den Macher von Topf-
vollgold.de, Moritz Tschermak und Cornelia Haß, dju in
ver.di und Mitglied im Trägerverein des Deutschen Presserats

10.45 Uhr Ein anderer Journalismus oder etwas anderes als 
Journalismus?
Aktuelle Transformationen öffentlicher Kommunika tion –
Was zeichnet Journalismus aus und welche Zukunft hat er?
Wer bedroht ihn? Erika und Max Mustermann, die im 
Internet ihre Meinung zu diesem und jenem publizieren? 
Manager, die Online-Portale und Boulevard-Publizistik 
be treiben mit dem „Ergebnis pro Aktie als entscheidender
Kennziffer”? Wolfgang Storz und Hans-Jürgen Arlt
stellen ein Thesenpapier vor als Zwischenergebnis einer Aus-
arbeitung für die Otto Brenner Stiftung über „Alleinstellungs-
merkmale des Journalismus”.

11.45 Uhr Das „Heimat”-Konzept des WDR und die Rheinische
Post: Welche Auswirkungen hat die Regionalisierung
des Senders auf die Printmedien? 
Ein Streitgespräch zwischen N.N. und Eva Quadbeck
(Leiterin des RP-Parlaments büros in Berlin)

12.30 Uhr Mittagspause

13.30 Uhr DJS, Abschlussklasse präsentiert Film mit ihren 
Vorstellungen zum Thema, 
Mehr Personalisierung, mehr soziale Medien: 
Welchen Einfluss hat das auf die Ausbildung der 
Journalistinnen und Journalisten von morgen? 
Der Leiter der Deutschen Journalistenschule, 
Jörg Sadrozinski, über neue Weichenstellungen in der 
Journalismus-Ausbildung

14.15 Uhr Der alltägliche Druck in den Redaktionen: 
Sex and Crime verkauft sich gut, Klickzahlen steigen wenn
das Blut spritzt: Was bedeutet das für die Arbeit von Journa -
listinnen und Journa listen? Wie gehen sie mit dem Druck 
und den Ansprüchen an saubere Recherche und umfassender
Information ihres Publikums um? Sascha Langenbach, 
ehem. Chefreporter des Berliner Kurier

14.45 Uhr Wie hat sich die Auslandsberichterstattung 
verändert? 
Gibt es einen Trend zur Personali sierung? Welche Auswir -
kungen haben die Veränderungen? Gibt es einen Trend 
zur Trivia lisierung? Welche Auswirkungen hat das auf 
die Informiertheit des Publikums? Luten Leinhos, 
Auslands korrespondent für das ZDF-heute-journal

15.15 Uhr Kaffeepause

15.45 Uhr Und was hat das mit der Gesellschaft zu tun? 
Wie verändert sich unsere Gesellschaft, wenn alles öffentlich
ist, wenn Katzenfilme auf youtube sich größter Beliebtheit 
erfreuen und in den Zeitungen keine Informationen mehr
über die Gemeinderats sitzung erscheinen? 
Wie befördern facebook & Co. die 
gesellschaftliche Entwicklung? N.N.

16.45 Schlusswort: 
dju-Vorsitzender 
Uli Janßen
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Wie breit machen 
wir den Boulevard?
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